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Bundesrepublik Deutschland 
Der Bundeskanzler 
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Bonn, 17. August 1971 


An den Herrn 

Präsidenten des Deutschen Bundestages 

Betr.: Unterrichtung der gesetzgebenden Körperschaften gemäß 
Artikel 2 des Gesetzes zu den Gründungsverträgen der 
Europäischen Gemeinschaften 

hier: Wirtschaftspolitik in der Europäischen Wirt- 
schaftsgemeinschaft 

Gemäß Artikel 2 Satz 2 des Gesetzes zu den Verträgen vom 
25. März 1957 zur Gründung der Europäischen Wirtschafts- 
gemeinschaft (EWG) und der Europäischen Atomgemeinschaft 
(EAG) vom 27. Juli 1957 übersende ich als Anlage den 

Entwurf einer Verordnung des Rates über die Begriffs- 
bestimmung „Grenzverkehr" 

Vorschlag einer zweiten Richtlinie des Rates zur Harmoni- 
sierung der Rechts- und Verwaltungs vor Schriften über die 
Umsatzsteuern und Sonderverbrauchsteuern im grenzüber- 
schreitenden Reiseverkehr 

Bericht der Kommission über die Anwendung der Richt- 
linie des Rates vom 28. Mai 1969 zur Harmonisierung der 
Rechts- und Verwaltungsvorschriften über die Befreiung 
von den Umsatzsteuern und Sonderverbrauchsteuern bei 
der Einfuhr im grenzüberschreitenden Reiseverkehr durch 
die Mitgliedstaaten. 

Diese Unterlagen sind mit Schreiben des Herrn Präsidenten der 
Kommission der Europäischen Gemeinschaften vom 30. Juli 1971 
dem Herrn Präsidenten des Rates der Europäischen Gemein- 
schaften übermittelt worden. 

Die Anhörung des Europäischen Parlaments und des Wirt- 
schafts- und Sozialausschusses ist vorgesehen. 

Der Zeitpunkt der endgültigen Beschlußfassung durch den Rat 
ist noch nicht abzusehen. 

Zur Information wird gleichzeitig die von der Kommission der 
Europäischen Gemeinschaften übermittelte Begründung bei- 
gefügt. 

Für den Bundeskanzler 
Der Bundesminister für besondere Aufgaben 

Ehmke 


Drude: Bonner Universitäts-Budidrudeerei, 53 Bonn 1 
Alleinvertrieb: Verlag Dr. Hans Heger, 53 Bonn-Bad Godesberg 1, 
Postfadi 821, Goethestraße 54. Tel. (0 22 29) 6 35 51 
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Entwurf einer Verordnung des Rates 
über die Begriffsbestimmung „Grenzverkehr“ 


DER RAT DER EUROPÄISCHEN 
GEMEINSCHAFTEN — 


gestützt auf den Vertrag zur Gründung der Euro- 
päischen Wirtschaftsgemeinschaft, insbesondere auf 
Artikel 28, 

nach Kenntnisnahme von dem Verordnungsent- 
wurf der Kommission, 

in Erwägung nachstehender Gründe: 

Die Verordnung (EWG) Nr. 1544/69 des Rates vom 
23. Juli 1969 ^) über die zolltarifliche Behandlung 
von Waren, die im persönlichen Gepäck des Reisen- 
den eingeführt werden, sieht für die Mitgliedstaaten 
die Möglichkeit vor, Wert und/oder Menge der zu 
befreienden Waren niedriger festzusetzen, wenn 
diese Waren im Rahmen des Grenzverkehrs einge- 
führt werden. 

Um eine einheitliche Anwendung dieser Bestim- 
mung zu gewährleisten, ist es notwendig, den Be- 
griff Grenzverkehr zu definieren. 

Vom Grenzverkehr werden Bewegungen zwischen 
zwei Orten beiderseits der Grenze erfaßt. 

Deshalb ist die Zone beiderseits der Grenze fest- 
zulegen, innerhalb welcher eine Reise beginnen oder 


h Amtsblatt der Europäischen Gemeinschaften Nr. L 191 
vom 5. August 1969, S. 1 


enden muß, damit sie als Grenzverkehr angesehen 
werden kann. 

Die Abkommen zur Regelung des grenzüberschrei- 
tenden Warenverkehrs sehen in der Regel eine Tiefe 
dieser Zone von 10 km beiderseits der Grenze vor. 

Diese Begrenzung kann deshalb für die Begriffs- 
bestimmung im Sinne der obigen Verordnung bei- 
behalten werden — 

HAT FOLGENDE VERORDNUNG ERLASSEN: 

Artikel 1 

In die Verordnung (EWG) Nr. 1544/69 des Rates 
vom 23. Juli 1969 wird folgender Artikel 4 a ein- 
gefügt: 

„Artikel 4 a 

Als eingeführt im Rahmen des Grenzverkehrs im 
Sinne von Artikel 4 können nur solche Waren an- 
gesehen werden, die bei Reisen mitgeführt werden, 
die in einer Zone mit einer Tiefe von 10 km beider- 
seits der Grenze begonnen haben und enden werden. 
Ganze Ortschaften, die nur teilweise von dieser 
Zone erfaßt werden, sind in ihrer Gesamtheit als 
Bestandteil der Zone anzusehen." 

Artikel 2 

Diese Verordnung tritt am in Kraft. 


Geschehen zu Brüssel, am 


Im Namen des Rates 
Der Präsident 
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Begründung 


Die Verordnung (EWG) Nr. 1544/69 des Rates vom 
23. Juli 1969 über die zolltarifliche Behandlung von 
Waren, die im persönlichen Gepäck der Reisenden 
eingeführt werden, sieht in ihrem Artikel 4 erster Ge- 
dankenstrich, vor, daß die Mitgliedstaaten die Mög- 
lichkeit haben, den Wert und/oder die Menge der zu 
befreienden Waren niedriger festzusetzen, wenn sie 
im Rahmen des „Grenzverkehrs" eingeführt werden. 

Um die gleichmäßige Anwendung der Verordnung 
zu gewährleisten, ist es geboten, den Anwendungs- 
bereich dieses auf diese Weise zum Vorteil der Mit- 
gliedstaaten vorgesehenen Rechts durch eine ge- 
meinschaftliche Definition des Begriffs Grenzver- 
kehr zu präzisieren. 

In diesem Zusammenhang besteht Veranlassung, an 
die Erklärung Nr. 8 zu erinnern, die der Rat in das 
Protokoll der Ratstagung vom 17. Juli 1969 aufge- 
nommen hat und in der vorgesehen ist, daß die Kom- 
mission ihm über den Begriff „Grenzverkehr" in 
den Mitgliedstaaten Bericht erstattet und gegebenen- 
falls die notwendig erachteten Harmonisierungsvor- 
schläge unterbreitet. 

Dieser Bericht wird dem Rat unverzüglich über- 
mittelt. 

Ü Amtsblatt der Europäischen Gemeinschaften Nr. L 191 
vom 5. August 1969, S. 1 


Die Definition des Begriffs Grenzverkehr ist Ge- 
genstand des vorliegenden Vorschlags. 

Ausgehend von dem juristischen Sachverhalt, der 
früher bestand und wie er zum Ausdruck kommt in 
den zahlreichen bilateralen Abkommen zwischen den 
Mitgliedstaaten und den angrenzenden Ländern, 
schlägt die Kommission vor, als eingeführt im Rah- 
men des Grenzverkehrs nur die Waren anzusehen, 
die bei Reisen mitgeführt werden, die in einer Zone 
mit einer Tiefe von 10 km beiderseits der Grenze 
begonnen haben und enden werden. 

Was eine für Personen aufgestellte Definition des 
Grenzverkehrs anbetrifft, hat die vorgeschlagene 
Fassung den Vorzug, den in der Nähe der Grenze 
wohnenden Personen die Inanspruchnahme der in 
der Verordnung (EWG) Nr. 1544/69 vorgesehenen 
Freibeträge zu sichern, wenn sie eine Reise bewir- 
ken, deren Abgangs- oder Ankunftsort sich außer- 
halb der Zone befindet. 

Es empfiehlt sich hervorzuheben, daß aus geogra- 
phischen und aus Billigkeitsgründen mit den Mit- 
gliedstaaten vereinbart worden ist, daß die Ort- 
schaften, die durch die diese Zone begrenzende Linie 
geteilt werden, in ihrer Gesamtheit als Teil der Zone 
anzusehen sind. 
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Vorschlag einer zweiten Richtlinie des Rates 
zur Harmonisierung der Rechts- und Verwaltungs Vorschriften 
über die Umsatzsteuern und Sonderverbrauchsteuern im grenz- 
überschreitenden Reiseverkehr 


DER RAT DER EUROPÄISCHEN 
GEMEINSCHAFTEN — 

gestützt auf den Vertrag zur Gründung der Euro- 
päischen Wirtschaftsgemeinschaft, insbesondere auf 
Artikel 99, 

gestützt lauf die Richtlinie des Rates (69/169/EWG) 
vom 28. Mai 1969 zur Harmonisierung der Rechts- 
und Verwaltungsvorschriften über die Befreiung 
von den Umsatzsteuern und Sonderverbrauchsteuem 
bei der Einfuhr im grenzüberschreitenden Reisever- 
kehr 1), 

auf Vorschlag der Kommission, 

in Erwägung nachstehender Gründe; 

Die Entschließung des Rates und der Vertreter 
der Regierungen der Mitgliedstaaten vom 22. März 
1971 über die stufenweise Verwirklichung der Wirt- 
schafts- und Währungsunion in der Gemeinschaft 
sieht unter anderem eine schrittweise Erweiterung 
der Steuerbefreiungen für Einzelpersonen bei Über- 
schreitung der innergemeinschaftlichen Grenzen vor. 

Der Reiseverkehr zwischen den Mitgliedstaaten 
soll durch eine Erhöhung der in der Richtlinie des 
Rates vom 28. Mai 1969 vorgesehenen Befreiungen 
von den Umsatzsteuern und Sonderverbrauchsteuern 
erleichtert werden; zu dem gleichen Zweck und zur 
Erleichterung der Kontrollen ist es angebracht, be- 
reits jetzt die Erklärungen abzuschaffen, die von 
Reisenden abzugeben sind, welche die innergemein- 
schaftlichen Grenzen überschreiten, sofern die von 
ihnen mitgeführten Waren die Wertgrenzen und 
Freimengen nicht übersteigen. 

Den in der Nähe der innergemeinschaftlichen 
Grenzen wohnenden Personen sowie dem Personal 
der im grenzüberschreitenden Verkehr eingesetzten 
Verkehrsmittel sollen bereits jetzt gewisse Steuer- 
befreiungen gewährt werden. 

In Anbetracht der bei Anwendung von Artikel 6 
der ohengenannten Richtlinie auftretenden techni- 
schen Schwierigkeiten ist es angebracht, bestimmte 
Probleme der steuerlichen Entlastung auf der Einzel- 
handelsstufe zu regeln. 


Amtsblatt der Europäischen Gemeinschaften Nr. L 133 
vom 4. Juni 1969, S. 6 

2) Amtsblatt der Europäischen Gemeinschaften Nr. C 28 
vom 27. März 1971, S. 1 


Im Hinblick auf die schrittweise Errichtung eines 
Wirtschaftsgebiets mit den Merkmalen eines sich 
auf die Gemeinschaft erstreckenden Binnenmarktes 
müssen die Mitgliedstaaten im innergemeinschaft- 
lichen Handelsverkehr das derzeit geltende System 
der steuerlichen Entlastung der Ausfuhr und Be- 
steuerung der Einfuhr und folglich auch die steuer- 
liche Entlastung von der Umsatzsteuer und den Son- 
derverbrauchsteuern auf der Endstufe des Einzel- 
handels abschaffen. 

Die vollständige Abschaffung dieser steuerlichen 
Entlastungen kann allerdings nur schrittweise vor- 
genommen werden; es erscheint angebracht, in einer 
ersten Stufe bestimmte gemeinsame Regeln vorzu- 
sehen, die für den Regelfall der steuerlichen Ent- 
lastung auf der Einzelhandelsstufe in bezug auf die 
Gebietsansässigen der Gemeinschaft gelten — 

HAT FOLGENDE RICHTLINIE ERLASSEN: 


A r t i ik e 1 1 

Artikel 2 der Richtlinie des Rates (69/169/EWG) 
vom 28. Mai 1969 wird wie folgt geändert: 

a) in Absatz 1 werden die Worte „fünfundsiebzig 
Rechnungseinheiten'' ersetzt durch die Worte 
„einhundertfünfzig Rechnungseinheiten" ; 

b) in Absatz 2 werden die Worte „zwanzig Rech- 
nungseinheiten" ersetzt durch die Worte „vier- 
zig Rechnungseinheiten"; 

c) in Absatz 3 werden die Worte „fünfundsiebzig 
Rechnungseinheiten" ersetzt durch die Worte 
„ einhundertfünfzig Rechnungseinheiten" . 

Artikel 2 

Artikel 4 Absatz 1 der Richtlinie des Rates (69/ 
169/EWG) vom 28. Mai 1969 wird durch folgende 
Bestimmung ersetzt: 

„1. Unbeschadet der einschlägigen einzelstaatlichen 
Bestimmungen für Reisende, die ihren Wohnsitz 
außerhalb Europas haben, wendet jeder Mitglied- 
staat für die Befreiung von den Umsatzsteuern und 
den Sonderverbrauchsteuern bei der Einfuhr der 
nachstehend bezeichneten Waren folgende mengen- 
mäßige Begrenzungen an: 
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Im Verkehr zwischen 
Drittländern und der 
Gemeinschaft 

Im Verkehr zwischen 
Mitgliedstaaten 

a) Tabakwaren 



— Zigaretten 

200 Stück 

400 Stück 

oder 



— • Zigarillos (Zigarren mit einem Stückgewicht 



von höchstens 3 Gramm) 

100 Stück 

200 Stück 

oder 



— Zigarren 

50 Stück 

100 Stück 

oder 



— Rauchtabak 

250 Gramm 

500 Gramm 

b) Alkoholische Getränke 



— destillierte Getränke und Spirituosen mit 



einem Alkoholaehalt von mehr als 22^ 

1 Normalflasche 

1 Normalflasche 

einem iv^iyeiiaiu v ^ii mein ai=, 

oder 

(0,70 bis 1 Liter) 

(0,70 bis 1 Liter) 

— destillierte Getränke und Spirituosen, Aperi- 



tifs aus Wein oder Alkohol, mit einem Alko- 



holgehalt von 22° oder weniger; Schaum- 



weine, Likörweine 

insgesamt 2 Liter 

insgesamt 3 Liter 

und 



— nicht schäumende Weine 

insgesamt 2 Liter 

insgesamt 4 Liter 

c) Parfüms 

50 Gramm 

keine mengenmäßige 

und 


Begrenzung 

Toilettenwasser 

V4 Liter 

keine mengenmäßige 



Begrenzung 

d) Kaffee 

500 Gramm 

1 Kilogramm 

oder 



Kaffee-Extrakte und -Essenzen 

200 Gramm 

500 Gramm 

e) Tee 

100 Gramm 

keine mengenmäßige 

oder 


Begrenzung 

Tee-Extrakte und -Essenzen 

40 Gramm 

keine mengenmäßiige 



Begrenzung 


Artikel 3 

Artikel 5 Absatz 1 der Richtlinie des Rates (69/ 
169/EWG) vom 28. Mai 1969 wird durch folgende 
Absätze ersetzt, wobei die bisherigen Absätze 2 
und 3 die Absätze 3 bzw. 4 werden: 

„1. Die Mitgliedstaaten können Wert und/oder 
Menge der zu befreienden Waren niedriger fest- 
setzen, wenn diese Waren wie folgt eingeführt 
werden: 

— im Rahmen des Grenzverkehrs mit Drittländern 
im Sinne von Artikel 4 der Verordnung (EWG) 
Nr. 1544/69 des Rates vom 23. Juli 1969; 

— durch das aus Drittländern kommende Personal 
der im grenzüberschreitenden Verkehr eingesetz- 
ten Verkehrsmittel; 


— durch die Angehörigen der Streitkräfte eines 
Mitgliedstaates, einschließlich des Zivilpersonals, 
sowie durch deren Ehegatten und durch die unter- 
haltsberechtigten Kinder, sofern diese Personen 
in einem anderen Mitgliedstaat stationiert sind. 

2. Die Mitgliedstaaten können Wert und/oder 
Menge der zu befreienden Waren niedriger fest- 
setzen, und zwar: 

a) bis zu einem Drittel der Werte und/oder Men- 
gen, die in Artikel 2 und 4 vorgesehen sind, 
wenn die Waren aus einem anderen Mitglied- 
staat durch Personen, die keine Grenzarbeit- 
nehmer sind, eingeführt werden und diese Per- 
sonen ihren Wohnsitz im Grenzgebiet dieses 
oder des benachbarten Mitgliedstaates haben; 
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b) bis zu einem Fünftel der Werte und/oder Men- 
gen, die in Artikel 2 und 4 vorgesehen sind, 
wenn die Waren aus einem anderen Mitglied- 
staat durch Grenzarbeitnehmer oder das Personal 
der im grenzüberschreitenden Verkehr eingesetz- 
ten Verkehrsmittel eingeführt werden. 

Zur Anwendung dieser Bestimmung gilt 

— als Grenzgebiet eine in Luftlinie höchstens 10 km 
breite Zone, gerechnet von der Grenze eines Mit- 
gliedstaates an. Jeder Mitgliedstaat kann jedoch 
in das Grenzgebiet Gemeinden einbeziehen, deren 
Gebiet sonst dadurch geteilt würde; 

— als Grenzarbeitnehmer jede Person, die ihren 
Wohnsitz in einem Grenzgebiet hat und sich an 
allen Arbeitstagen auf die andere Seite der 
Grenze begibt." 


Artikel 4 

Artikel 6 der Richtlinie des Rates (69/1 69/ EWG) 
vom 28. Mai 1969 wird wie folgt geändert: 

a) der bisherige Wortlaut des Artikels wird Ab- 
satz 1 ; 

b) folgender Wortlaut wird hinzugefügt: 

„2. In bezug auf die Verkäufe auf der Einzel- 
handelsstufe und unbeschadet der Regelung, die 
bei Verkäufen in den unter Zollaufsicht stehen- 
den Verkaufseinrichtungen der Flughäfen und 
den Verkäufen an Bord der Flugzeuge anwend- 
bar ist, können die Mitgliedstaaten in den Fällen 
und unter den Voraussetzungen, die in den Ab- 
sätzen 3 und 4 näher bezeichnet sind, die steuer- 
liche Entlastung von den Umsatzsteuern für die 
Waren gestatten, die im persönlichen Gepäck der 
Reisenden mitgeführt werden, die aus einem Mit- 
gliedstaat ausreisen. Eine steuerliche Entlastung 
von den Sonderverbrauchsteuern ist nicht zu- 
lässig. 

3. Jeder Mitgliedstaat kann für Reisende, deren 
Wohnsitz oder gewöhnlicher Aufenthalt außer- 
halb der Gemeinschaft gelegen ist, die Begren- 
zungen und Anwendungsbedingungen festlegen. 

Für Reisende, deren Wohnsitz, gewöhnlicher 
Aufenthalt oder Mittelpunkt der beruflichen Tä- 
tigkeit in einem anderen Mitgliedstaat gelegen 
ist, ist die steuerliche Entlastung nur für die Wa- 


ren zulässig, deren einzelner Wert je Gegen- 
stand, Steuern einbegriffen, den in Artikel 2 Ab- 
satz 1 festgesetzten Betrag übersteigt. 

Die Mitgliedstaaten können diesen Betrag hö- 
her festsetzen. 

Unter dem Ausdruck „je Gegenstand" ist eine 
Sache oder eine Gruppe von Sachen zu verste- 
hen, die normalerweise ein Ganzes mit einheit- 
lichem Bestimmungszweck bildet. 

Als Wohnsitz oder gewöhnlicher Aufenthalt 
gilt der Ort, der als solcher im Reisepaß, in der 
Kennkarte oder, in Ermangelung solcher Aus- 
weise, in jedem anderen Personalausweis ange- 
geben ist, der von dem Mitgliedstaat der Aus- 
fuhr als gültig anerkannt wird. 

4. Voraussetzung für die steuerliche Entlastung 
gemäß Absatz 3 ist die Vorlage eines Exemplars 
der Rechnung oder eines Belegs, mit dem die 
Ausfuhr von der Zollbehörde des Mitgliedstaates 
der Ausfuhr bescheinigt wird." 


Artikel 5 

Die Mitgliedstaaten schaffen im Rahmen der 
Steuerbefreiungen, die in der Richtlinie des Rates 
(69/ 169/ EWG) vom 28. Mai 1969 bestimmt sind, die 
Erklärungspflichten ab, die den Reisenden beim 
überschreiten der innergemeinschaftlichen Grenzen 
obliegen. 

Artikel 6 

1. Die Mitgliedstaaten treffen die erforderlichen 
Maßnahmen, um dieser Richtlinie spätestens am 
. . . (drei Monate nach dem Tage der Annahme durch 
den Rat) nachzukommen. 

2. Jeder Mitgliedstaat unterrichtet die Kommission 
über die Bestimmungen, die er zur Anwendung die- 
ser Richtlinie erläßt. 

Die Kommission teilt diese Informationen den an- 
deren Mitgliedstaaten mit. 


Artikel 7 

Diese Richtlinie ist an die Mitgliedstaaten ge- 
richtet. 


Geschehen zu Brüssel, am 


Im Namen des Rates 
Der Präsident 
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I. Bedeutung und Ziele dieses Richtlinienvorschlags ' 

Seit 1. Januar 1970 wenden alle Mitgliedstaaten auf 
Grund der Richtlinie des Rates (69/1 69/EWG) vom 
28. Mai 1969 (vgl. ABL Nr. L 188 vom 4. Juni 1969, 

S. 6) Befreiungen von den Umsatzsteuern und Son- 
derverbrauchsteuern bei der Einfuhr im grenzüber- 
schreitenden Reiseverkehr an. Im Reiseverkehr zwi- 
schen Drittländern und der Gemeinschaft erlaubt 
diese Gemeinschaftsregelung vor allem eine größere 
Vereinfachung der Verwaltungs verfahren und ent- 
spricht soweit wie möglich der Verordnung (EWG) 
Nr. 1544/69 des Rates vom 23. Juli 1969 über die 
zolltarifliche Behandlung von Waren, die im per- 
sönlichen Gepäck der Reisenden eingetührt werden 
(vgl. ABI. Nr. L 191 vom 5. August 1969, S. 1). Im 
innergemeinschaftlichen Reiseverkehr stellt das mit 
der genannten Richtlinie eingeführle System der 
Steuerbefreiungen einen wichtigen Schrill auf dem 
Wege zur gegenseitigen Öffnung der Märkte der 
Mitgliedstaaten dar, da hiermit die Besteuerung der 
Einfuhr von Waren, die im persönlichen Gepäck der 
Reisenden eingeführt werden, spürbar liberalisiert 
wird. 

Mit dem vorliegenden Richllinienvorschlag werden 
zwei Ziele verfolgt. 

In erster Linie ist die obengenannte Richtlinie einem 
der Ziele der Entschließung des Rates und der Ver- 
treter der Regierungen der Mitgliedslaaten vom 
22. März 1971 über die stufenweise Verwirklichung 
der Wirtschafts- und Währungsunion in der Ge- 
meinschaft ^) anzupassen, nämlich der „Beschleuni- 
gung der effektiven Liberalisierung des Personen-, 
Güter-, Dienstleistungs- und Kapitalverkehrs und 
der Verflechtung der Volkswirtschaften", indem un- 
ter anderem „die schrittweise Erweiterung der 
Steuerbefreiungen für Einzelpersonen bei Über- 
schreitung der innergemeinschaftlichen Grenzen" 
vorgesehen wird. Unter diesem Gesichtspunkt wird 
vorgeschlagen, einerseits eine neue Erweiterung 
dieser Befreiungen im allgemeinen vorzunehmen 
und andererseits Mindestbefreiungen im Grenzver- 
kehr sowie für das Personal der im grenzüberschrei- 
tenden Verkehr eingesetzten Verkehrsmittel zu ge- 
währen, sofern diese Personen die Grenzen zwi- 
schen den Mitgliedstaaten überschreiten. 

In zweiter Linie sind gewisse Schwierigkeiten bei 
der Anwendung von Artikel 6 der Richtlinie vom 
28. Mai 1969 zu beheben, der in einem Mitgliedstaat 
die steuerliche Entlastung von Waren untersagt, die 
an Reisende verkauft werden und steuerbefreit in 
einen anderen Mitgliedstaat eingeführt werden kön- 
nen. 


Amtsblatt der Europäischen Gemeinschaften Nr. C 28 
vom 27. März 1971, S. 1 


1. Erweiterung der Steuerbefreiungen im 
allgemeinen 

Zur weiteren Erleichterung der Kontrollen von Ein- 
zelpersonen und ihrem Gepäck an den innergemein- 
schaftlichen Grenzen wird eine Erhöhung des wert- 
mäßigen Freibetrags und die Aufhebung oder Erwei- 
terung der mengenmäßigen Beschränkungen für be- 
stimmte, Sonderverbrauchsteuern unterliegende 
Waren, die in der Richtlinie vom 28. Mai 1969 vor- 
geschrieben sind, vorgeschlagen. Überdies wird vor- 
geschlagen, im Rahmen dieser Steuerbefreiungen die 
den Reisenden beim Überschreiten der innergemein- 
schaftlichen Grenzen obliegenden Erklärungspflich- 
ten abzuschaffen. 

Diese Maßnahmen dürften vor allem gerechtfertigt 
sein, um dem Wunsche zu entsprechen, der Bevölke- 
rung das Bestehen des Gemeinsamen Marktes stär- 
ker zum Bewußtsein zu bringen. 


2. Grenzverkehr und Personal der Verkehrsmittel 

Bei Prüfung der einzelnen nationalen Vorschriften 
über den Grenzverkehr konnten sehr große Unter- 
schiede in den Regelungen festgestellt werden, die 
für die in Artikel 5 Absatz 1 der Richtlinie vom 
28. Mai 1969 genannten Personen, vor allem für die 
Bewohner der Grenzgebiete, gelten. 

Aufgrund dieser Bestimmung können die Mitglied- 
staaten den Wert und/oder die Menge der zu be- 
freienden Waren, wenn sie im Rahmen des Grenzver- 
kehrs eingeführt werden, niedriger festsetzen oder 
diese Waren sogar von der Befreiung ausschließen. 

Der Ausschluß der Grenzgänger, die ihren Wohnsitz 
in der Nähe einer innergemeinschaftlichen Grenze 
haben, von der mit dieser Richtlinie gewährten Ver- 
günstigung steht im Widerspruch zum Sinn der 
Richtlinie, die, auch wenn Geschäfte kommerziellen 
Charakters dadurch nicht gefördert werden sollen, 
darauf abzielt, der Bevölkerung der Mitgliedstaaten 
die Realität des Gemeinsamen Marktes stärker zum 
Bewußtsein zu bringen. 

Damit diese Grenzgänger ein Mindestmaß an Steuer- 
befreiung erlangen können, erschien es angezeigt, 
eine einschlägige Regelung vorzusehen. Diese Rege- 
lung steht jedoch im Einklang mit dem Grundsatz, 
daß die Einfuhren gelegentlich erfolgen und sich aus- 
schließlich aus Waren zusammensetzen müssen, die 
zum persönlichen Ge- oder Verbrauch der Reisenden 
oder in ihrem Haushalt oder die als Geschenk be- 
stimmt sind; dabei dürfen diese Waren weder durch 
ihre Eigenart noch durch ihre Menge zu der Besorg- 
nis Anlaß geben, daß die Einfuhr aus geschäftlichen 
Gründen erfolgt. 
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Unter dem gleichen Gesichtspunkt wird vorgeschla- 
gen, dem Personal der Verkehrsmittel, welche die in- 
nergemeinschaftlichen Grenzen überschreiten, eben- 
falls Anspruch auf eine Mindestbefreiung zu geben. 

3. Steuerliche Entlastung des Verkaufs von zur Aus- 
fuhr bestimmten Waren im Einzelhandel 

Gemäß Artikel 6 der Richtlinie vom 28. Mai 1969 
dürfen keine steuerlichen Entlastungen für Liefe- 
rungen an Reisende gewährt werden, deren Wohn- 
sitz, gewöhnlicher Aufenthalt oder Mittelpunkt der 
beruflichen Tätigkeit in einem Mitgliedstaat gelegen 
ist und auf welche die in der Richtlinie vorgesehene 
Regelung Anwendung findet. 

Ohne ein derartiges Verbot hätte ein Mitgliedstaat 
steuerliche Entlastungen für in seinem Hoheitsgebiet 
erworbene Waren vornehmen dürfen, die als im per- 
sönlichen Reisegepäck mitgeführte Waren in einem 
anderen Mitgliedstaat unter Steuerbefreiung einge- 
führt werden, was eine Nichtbesteuerung zur Folge 
hätte. Eine solche Nichtbesteuerung stünde im Ge- 
gensatz zum Sinn der Richtlinie und würde, da der 
Freibetrag erhöht werden soll, ein noch um so grö- 
ßeres Ausmaß erreichen. 

Es hat sich jedoch herausgestellt, daß die konkrete 
Anwendung des genannten Artikels bestimmte Ein- 
schränkungen hinsichtlich der auf der Einzelhandels- 
stufe getätigten Warenverkäufe an Reisende erfor- 
derlich macht. Daher sieht dieser Vorschlag eine 
gemeinschaftliche Regelung bei diesen Verkäufen 
vor. Er berücksichtigt ferner, daß eine Übereinstim- 
mung der Rechtsvorschriften angestrebt werden muß, 
die für die Festlegung einer einheitlichen Bemes- 
sungsgrundlage der Umsatzsteuern, wie sie sich aus 
Artikel 4 des Beschlusses des Rates vom 21. April 
1970 über die Ersetzung der Finanzbeiträge der Mit- 
gliedstaaten durch eigene Mittel der Gemeinschaften 
(vgl. ABI. Nr. L 94 vom 28. April 1970, S. 19) ergibt, 
unerläßlich ist. 

Die vorgeschlagene gemeinsame Regelung fügt sich 
überdies in den Rahmen der Maßnahmen ein, mit 
denen durch Aufhebung des Systems der steuerlichen 
Entlastung der Ausfuhr und Besteuerung der Einfuhr 
die Steuergrenzen im Handelsverkehr zwischen den 
Mitgliedstaaten abgebaut werden sollen, damit 
schrittweise ein einziger gemeinschaftlicher Markt 
geschaffen wird, der wie ein Binnenmarkt funk- 
tioniert. 

Da es jedoch nicht zweckmäßig erscheint, die Mit- 
gliedstaaten zu verpflichten, im Rahmen des inner- 
gemeinschaftlichen Handelsverkehrs für Waren, die 
von Reisenden erworben werden, welche sich an- 
schließend in einen anderen Mitgliedstaat begeben, 
in den Fällen, in denen sie keine Steuerbefreiung er- 
langen können, die Entlastung von den Umsatz- 
steuern zu versagen, läßt der Richtlinienvorschlag 
den Mitgliedstaaten noch die Möglichkeit, derartige 
steuerliche Entlastungen zu gewähren. Bei den Son- 
derverbrauchsteuern erschien es angezeigt, keine 
steuerlichen Entlastungen auf der Einzelhandelsstufe 
zuzulassen. 


II. Erläuterungen zu den Artikeln 1 bis 3 
Zu Artikel 1 und 2 

Es wird vorgeschlagen, im Verkehr zwischen den 
Mitgliedstaaten den Freibetrag für Personen, die 
mindestens 15 Jahre alt sind, von 75 auf 150 RE und 
für Personen unter 15 Jahren von 20 auf 40 RE zu 
erhöhen. 

Es erscheint angebracht, als Lösung die Erhöhung 
des Freibetrags vorzusehen, wenngleich auch andere 
Lösungen zur Erweiterung des Umfangs der Befrei- 
ung denkbar wären. 

Ferner werden bei den Waren, die Sonderverbrauch- 
steuern unterliegen, die mengenmäßigen Begrenzun- 
gen für Parfüms und Toilettenwasser sowie für Tee 
oder Tee-Extrakte und -Essenzen aufgehoben. Die 
Unterschiede in der einzelstaatlichen Besteuerung 
von Parfüms und Toilettenwasser sowie die ziemlich 
geringe Inzidenz der Sonderverbrauchsteuern auf 
Tee in den Ländern, in denen diese Abgaben er- 
hoben werden, lassen es nicht mehr gerechtfertigt 
erscheinen, bei der Befreiung dieser Waren eine 
mengenmäßige Begrenzung beizubehalten. Die Frei- 
mengen für Tabakwaren, für bestimmte alkoholische 
Getränke und Kaffee werden erhöht. 

Zu Artikel 3 

Mit Artikel 3 soll ein Mindestmaß an Übereinstim- 
mung zwischen den verschiedenen Vorschriften ein- 
geführt werden, welche die Mitgliedstaaten für Per- 
sonen, die am Grenzverkehr teilnehmen, und das 
Personal der im grenzüberschreitenden Verkehr 
eingesetzten Verkehrsmittel beim Überschreiten der 
innergemeinschaftlichen Grenzen erlassen haben: 

— für die Grenzgänger, d. h. für Personen, die nahe 
an der Grenze wohnen, wird eine Mindestbefrei- 
ung in Höhe von einem Drittel der normalen 
Steuerbefreiungen vorgeschlagen ; 

— - für die Grenzarbeitnehmer und das Personal der 
im grenzüberschreitenden Verkehr eingesetzten 
Verkehrsmittel erscheint jedoch wegen der Häu- 
figkeit des Grenzübergangs ein noch geringeres 
Maß an Steuerbefreiung angemessen. Für diese 
Personen wird daher eine Mindestbefreiung in 
Höhe von einem Fünftel der normalen Steuer- 
befreiungen vorgeschlagen. 

Der Vorschlag sieht außerdem bestimmte Vor- 
schriften zur Festlegung des Grenzgebiets vor. Die- 
ses Gebiet darf, von der Grenze eines Mitglied- 
staates an gerechnet, höchstens eine Breite von 
10 km Luftlinie haben, kann aber jede Gemeinde 
einschließen, deren Gebiet sonst dadurch geteilt 
würde. 


III. Erläuterungen zu Artikel 4 

Mit Abschluß der Harmonisierung der indirekten 
Steuern zur Beseitigung der Steuergrenzen werden 
die Begriffe Einfuhr und Ausfuhr im innergemein- 
schaftlichen Handelsverkehr ihre Bedeutung verlie- 
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ren. Von diesem Zeitpunkt an werden insbesondere 
bei der Mehrwertsteuer alle Lieferungen nach einem 
anderen Mitgliedstaat wie in einem Binnenmarkt 
„Steuern einbegriffen" erfolgen. Es empfiehlt sich 
deshalb schon jetzt, die steuerlichen Entlastungen 
auf der Einzelhandelsstufe im innergemeinschaft- 
lichen Reiseverkehr nicht zu erweitern, sondern viel- 
mehr schrittweise einzuschränken. 

Dieser Konzeption zufolge sollte auch die Möglich- 
keit der steuerlichen Entlastungen zugunsten der 
Gebietsansässigen entfallen. 

Es scheint durchaus ungewöhnlich, daß Personen, die 
sich nur für eine beschränkte Zeit ins Ausland be- 
geben, die Möglichkeit eingeräumt wird, in ihrem 
Wohnsitzland Waren steuerbefreit zu beziehen 
(steuerliche Entlastung als Ausfuhr), die sie dann 
später als persönliche Reiseausrüstung ohne Steuer 
wiedereinführen könnten. 

Die nachstehend vorgeschlagenen Beschränkungen 
betreffen jedoch gegenwärtig weder die Lieferungen 
in den unter Zollaufsicht stehenden Verkaufseinrich- 
tungen der Flughäfen, noch die Verkäufe an Bord 
der Flugzeuge. 

Es wird somit vorgeschlagen, 

1. keine steuerliche Entlastung von den Sonderver- 
brauchsteuern mehr zuzulassen; 

2. die Gebietsansässigen von der etwaigen steuer- 
lichen Entlastung von der Umsatzsteuer auszu- 
schließen; 


3. in den Fällen und unter den Voraussetzungen, 
die in der Richtlinie festgelegt sind, nur ein 
Recht, aber keine Verpflichtung zur Gewährung 
einer steuerlichen Entlastung vorzusehen. 

Für Reisende, die ihren Wohnsitz außerhalb der Ge- 
meinschaft haben, bleibt es noch den Mitgliedstaaten 
überlassen, gegebenenfalls die Anwendungsbedin- 
gungen und den Umfang dieser steuerlichen Ent- 
lastung festzulegen. 

Dagegen ist vorgesehen, daß eine steuerliche Ent- 
lastung von den Umsatzsteuern nur für Waren ge- 
währt werden kann, deren Wert je Gegenstand, 
„Steuern einbegriffen", mindestens 150 RE beträgt 
und damit den für die Befreiung im Rahmen des in- 
nergemeinschaftlichen Verkehrs maßgebenden Wert 
erreicht. 

Diese aus praktischen Gründen vorgeschlagene Be- 
stimmung, welche die Verwaltungsmaßnahmen im 
Ausfuhrland erleichtern soll, wird zuweilen dazu 
führen, daß bei der Einfuhr in einen anderen Mit- 
gliedstaat für einen gewissen Betrag eine Doppel- 
besteuerung bestehen bleibt, wenn nämlich ein Rei- 
sender mehrere Waren im Einzelwert von unter 
150 RE mit sich führt, deren Gesamtwert aber diese 
Grenze übersteigt. 

Nach Artikel 2 Absatz 1 der Richtlinie des Rates vom 
28. Mai 1969 in der geänderten Fassung, die er nach 
diesem Richtlinienvorschlag erhält, wird nämlich die 
Befreiung bei der Einfuhr in einen anderen Mitglied- 
staat nur bis zu einem Betrag von 150 RE angewen- 
det. 
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Bericht der Kommission 

über die Anwendung der Richtlinie des Rates vom 28. Mai 1969 
zur Harmonisierung der Rechts- und Verwaltungs Vorschriften 
über die Befreiung von den Umsatzsteuern und Sonderver- 
brauchsteuern bei der Einfuhr im grenzüberschreitenden 
Reiseverkehr durch die Mitgliedstaaten 

(Amtsblatt der Europäischen Gemeinschaften Nr. L 133 vom 4. Juni 1969, S. 6) 


I. Einleitung 

Am 28. Mai 1969 hat der Rat die Richtlinie 
69/169/EWG zur Harmonisierung der Rechts- und 
Verwaltungsvorschriften über die Befreiung von den 
Umsatzsteuern und Sünderverbrauchsteuern bei der 
Einfuhr im grenzüberschreitenden Reiseverkehr er- 
lassen. Gemäß den Erklärungen, die unter Punkt 6 
der in das Protokoll dieser Ratssitzung aufgenom- 
men wurden, hat der Rat: 

„die Kommission ersucht, ihm vor dem 1. Januar 
1971 über die Anwendung der Richtlinie, insbeson- 
dere hinsichtlich des Begriffs Grenzverkehr in den 
Mitgliedstaaten Bericht zu erstatten und gegebenen- 
falls die sich als notwendig erweisenden Harmoni- 
sierungsvorschläge zu unterbreiten". 


IL Sachverhalt 

1. Ziel der Richtlinie 

Die Richtlinie verfolgt hauptsächlich das Ziel, den 
freizügigen Reiseverkehr in der Gemeinschaft zu er- 
leichtern, indem die Kontrolle des mitgeführten 
Reisegepäcks eingeschränkt wird. 

Die Richtlinie stellt somit einen weiteren Schritt auf 
dem Wege zur gegenseitigen Öffnung der Märkte 
der Mitgliedstaaten und zur Schaffung binnenmarkt- 
ähnlicher Verhältnisse dar. Damit soll der Bevölke- 
rung der Mitgliedstaaten die Realität des Gemein- 
samen Marktes stärker zum Bewußtsein gebracht 
werden. 

Diese Ziele wurden noch nicht in vollem Umfang er- 
reicht, da — wie nachstehend näher dargeiegt ist — 
noch gewisse Probleme hinsichtlich der Auslegung 
des Begriffs Reisender und des Begriffs Grenzver- 
kehr bestehen. 

2. Rechtsvorschriften der Mitgliedstaaten 

Nach Artikel 8 Abs. 2 der Richtlinie „Steuerbe- 
freiungen im Reiseverkehr" unterrichtet jeder Mit- 
gliedstaat die Kommission über die Bestimmungen, 
die er zur Anwendung dieser Richtlinie erläßt, und 
die Kommission teilt diese Informationen den ande- 
ren Mitgliedstaaten mit. 


I Die Kommission ist demgemäß über die Bestimmun- 
gen, die jeder Mitgliedstaat zur Anwendung der 
Richtlinie erlassen hat, unterrichtet worden. . 

Es handelt sich um folgende Bestimmungen: 

Belgien: Königlicher Erlaß vom 3. Oktober 1969 über 
die Befreiungen von den Eingangsabgaben im grenz- 
überschreitenden Reiseverkehr sowie Ministerial- 
erlaß vom 3. Oktober 1969 über die Befreiungen von 
Einfuhrabgaben und Verbrauchsteuern im grenz- 
überschreitenden Reiseverkehr (Moniteur Beige 
vom 4. Oktober 1969); 

Deulschland: Sechzehnte Verordnung vom 13. Juni 
1969 zur Anwendung der Allgemeinen Zollordnung 
(BZBl, 1969, S. 629); Siebente Verordnung vom 
24, Juli 1969 zur Durchführung des Umsatzsteuer- 
gesetzes (Mehrwertsteuer) — (BGBl. I S. 939); Ein- 
Lindzwanzigste Verordnung zur Änderung der All- 
gemeinen Zollordnung vom 8. Dezember 1970 (BZBl. 
1970, S. 1414); 

Frankreich: Verwaltungserlaß des Ministers für 
Wirtschaft und Finanzen vom 10. September 1969 
betreffend Abgabenbefreiungen und pauschalierte 
Abgabenerhebung im Reiseverkehr (Text Nr. 69-S 
127 D.A. vom 10. September 1969 (C/2): 

Italien: Zirkular vom 3. Juli 1969 betr. die Steuer- 
befreiungen im Reiseverkehr Nr. 1969/VIII/494 Dog. 
382; Runderlaß betr. Zollfreiheit im Reiseverkehr 
Nr. VIII 1969 594 Dog. 454 vom 8. August 1969; 
Dekret des Präsidenten der Republik vom 27. Dezem- 
ber 1969 Nr. 1214; 

Luxemburg: Ministcrialvcrordnimg vom 20. Oktober 
1969 über die Befreiung von Einfuhrabgaben und 
Verbrauchsteuern im grenzüberschreitenden Reise- 
verkehr sowie Ministerialverordnung vorn 20. Ok- 
tober 1969 über die Befreiung von der besonderen 
Verbrauchsteucr auf Alkohol und Alkoholerzeug- 
nisse im grenzüberschreitenden Reiseverkehr (Me- 
morial 1754 vom 24. Oktober 1969); 

Niederlande: Anweisung zu Artikel 28 der „Verord- 
nung über die Befreiungen — Tarifbeschluß 1960" 
gemäß Ministerialrundschreiben vom 22. Juli 1969 
B 69 1 1 390. 
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Diese einzelnen Texte wurden übersetzt und sind 
diesem Bericht in der Anlage beigefügt. 

3. Überblick über die in der Richtlinie enthaltenen 
Kannvorschriften und deren Anwendung durch 
die Mitgliedstaaten 

Die Richtlinie stellt den Mitgliedstaaten folgendes 
frei: 

— Für Reisende unter fünfzehn Jahren können sie 
den Freibetrag von 25 Rechnimgseinheiten ge- 
mäß Artikel 1 Abs. 1 auf 10 Rechnungseinheiten 
verringern (Artikel 1 Abs. 2); diese Möglichkeit 
wurde von Belgien, Frankreich, Luxemburg, 
Italien und den Niederlanden wahrgenommen; 

— • für Reisende unter 15 Jahren können sie den 
Freibetrag von 75 Rechnungseinheiten gemäß 
Artikel 2 Abs. 1 auf 20 Rechnungseinheiten ver- 
ringern (Artikel 2 Abs. 2); von dieser Möglich- 
keit haben Belgien, Frankreich, Luxemburg, 
Italien und die Niederlande Gebrauch gemacht; 

— sie können Wert und/oder Menge der zu be- 
freienden Waren niedriger festsetzen, wenn sie 
wie folgt eingeführt werden: 

- — im Rahmen des Grenzverkehrs (Artikel 5 
Abs. 1, erster Gedankenstrich); 

— durch das Personal der im grenzüberschreiten- 
den Verkehr eingesetzten Verkehrsmittel 
(Artikel 5 Abs. 1, zweiter Gedankenstrich); 

— durch die Angehörigen der Streitkräfte eines 
Mitgliedstaates, einschließlich des Zivilperso- 
nals, sowie durch deren Ehegatten und durch 
die unterhaltsberechtigten Kinder, sofern 
diese Personen In einem anderen Mitglied- 
staat stationiert sind (Artikel 5 Abs. 1, dritter 
Gedankenstrich) ; 

diese Möglichkeit wurde von Belgien, Frank- 
reich, Luxemburg und den Niederlanden wahrge- 
nommen, sowie von der Bundesrepublik Deutsch- 
land und Italien, die jedoch die in Artikel 5 
Abs. 1, dritter Gedankenstrich bezeichneten Per- 
sonen davon ausgenommen haben; 

" sie können die Waren der Tarifnuinmern 71.07 
und 71.08 des Gemeinsamen Zolltarifs von der 
Befreiung aiisschließen (Artikel 5 Abs. 2); von 
dieser Möglichkeit hat die Bundesrepublik 
Deutschland Gebrauch gemacht; 

— - sie können die Warenmengen nach Artikel 4 

Abs. 1 Buchstaben a (Tabakwaren) und d (Kaffee) 
für Reisende, die aus einem Drittland in 
einen Mitgliedstaat einreisen, niedriger fest- 
setzen (Artikel 5 Abs. 3); von dieser Möglichkeit 
hat die Bundesrepublik Deutschland in bezug auf 
Kaffee Gebrauch gemacht. 

4. Besondere Auslegungsschwierigkeiten: 

Der Begriff Reisender 

Die Richtlinie enthält keine Definition des Aus- 
drucks „Reisender"; dieser Ausdruck muß unter Be- 
rücksichtigung von Inhalt und Zweck der Richtlinie 
heraus verstanden werden. 


i Drei Mitgliedstaaten, Belgien, Frankreich und 
; Luxemburg, hielten es jedoch für notwendig, in 
ihren nationalen Rechtsvorschriften eine Begriffsbe- 
, Stimmung „Reisender" zu geben. 

Die belgische Regierung ging hierbei von der Defi- 
nition des „Touristen" aus, wie sie sich aus den Ent- 
scheidungen und Empfehlungen des Rates der Orga- 
nisation für wirtschaftliche Zusammenarbeit und 
I Entwicklung vom 30. Juli 1965 über den internatio- 
; nalen Touristenverkehr ^) ergibt. Frankreich lehnte 
sich an die Definition des Ausdrucks „Tourist" an, 
die in Artikel 1 Absatz b des New Yorker Abkom- 
mens vom 4. Juni 1954 über die Zollerleichterungen 
im Touristenverkehr gegeben ist. Für den Anspruch 
auf bestimmte Befreiungen ist nach diesen Definitio- 
nen Voraussetzung, daß eine Aufenthaltsdauer von 
mehr als 24 Stunden gegeben ist. 

Die Kommission kann diese Auslegung des Wortes 
„Reisender" nicht zulassen. 

In der Richtlinie sind die Fälle, in denen die Mit- 
gliedstaaten restriktivere Maßnahmen treffen kön- 
nen, sorgfältig und präzise bestimmt; es sind dies 
die Fälle der Reisenden unter 15 Jahren, des Grenz- 
verkehrs, des Personals der im grenzüberschreiten- 
den Verkehr eingesetzten Verkehrsmittel und die 
in Artikel 5 Abs. 2 und 3 genannten Fälle. 

Nach Ansicht der Kommission ist diese Aufzählung 
erschöpfend, und sie muß dahin gehend ausgelegt 
werden, daß es den Mitgliedstaaten nicht zusteht, 
restriktive Maßnahmen in anderen als den ausdrück- 
lich in der Richtlinie selbst genannten Bereichen zu 
treffen. Es ist demnach den Mitgliedstaaten unter- 
sagt, dem in der Richtlinie verwendeten Ausdruck 
„Reisender" eine engere Auslegung zu geben, die 
von dem gebräuchlichen Wortsinn abweicht, demzu- 
folge Reisende Personen sind, die unterwegs sind 
und ihren Aufenthaltsort wechseln. 

Im übrigen sei darauf hingevdesen, daß der Hin- 
weis auf das New Yorker Abkommen über die Zoll- 
erleichterungen im Touristenverkehr, der in das Pro- 
tokoll der Ratssitzung anläßlich der Annahme der 
Richtlinie aufgenommen wurde, lediglich die in der 
Richtlinie gegebene Definition der „persönlichen 
Reiseausrüstung" betrifft. 

Diese isolierte Bezugnahme führt vielmehr zu der 
Gegenargumentation, daß nämlich die Hypothese, 
die Richtlinie nehme stillschweigend Bezug auf die 
Definition des Wortes „Tourist" im Sinne des New 
Yorker Abkommens, nicht stichhaltig ist. 

Sinn und Zweck der Richtlinie, wie sie aus den Erwä- 
gungsgründen ersichtlich sind, zeigen schließlich, daß 
der Richtlinientext nicht nur keine enge Auslegung 
zuläßt, sondern im Gegenteil eine weite Auslegung 
verlangt. 


Ü Belgien hat durch Ministerialrundschreiben Nr. DL' 
1/16, 100 vom 29. Dezember 1970 für die in den Bene- 
luxstaaten ansässigen Personen bei Grenzüberschrei- 
tungen der Benelüx-Binnengrenzen die restriktive Aus- 
legung aufgegeben, und zwar für alle Erzeugnisse, mit 
Ausnahme alkoholischer Gelränke mit einem Alko- 
holgehalt von mehr als 22". 
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Wie es vor allem in den Begründungen wörtlich 
heißt, sollte „der Bevölkerung der Mitgliedstaaten 
. . . die Realität des Gemeinsamen Marktes stärker 
zum Bewußtsein gebracht werden" und sind „Erleich- 
terungen dieser Art für den Reiseverkehr ein wei- 
terer Schritt auf dem Wege zur gegenseitigen Öff- 
nung der Märkte der Mitgliedstaaten und zur Schaf- 
fung binnenmarktähnlicher Verhältnisse". 

Aus allem zeigt sich somit, daß der Ausdruck „Rei- 
sender" nicht eng ausgelegt werden darf und daß 
die Mitgliedstaaten, die dennoch so verfahren, gegen 
die Richtlinie verstoßen. Die Kommission hat gegen 
diese Staaten das Verfahren nach Artikel 169 EWG- 
Vertrag eingeleitet. 


III. Fortsetzung der Harmonisierungsarbeiten. — Die 
Gründe für eine zweite Richtlinie und deren An- 
wendungsbereich 

In Anbetracht gewisser Schwierigkeiten bei der An- 
wendung der Richtlinie vom 28. Mai 1969 und im 
Hinblick auf die Entschließung des Rates und der 
Vertreter der Regierungen der Mitgliedstaaten vom 
22. März 1971 -), wonach unter anderem im Laufe der 
ersten Stufe von drei Jahren die Steuerbefreiungen 
für Reisende schrittweise zu erweitern sind, und 
zwar unter Vermeidung diesbezüglicher Verlage- 
rungen des Handelsverkehrs in den Grenzgebieten 
und Anreize zur Steuerhinterziehung, erachtet es die 


Kommission für zweckmäßig, dem Rat gleichzeitig 

mit diesem Bericht den Vorschlag einer zweiten 

Richtlinie zu übermitteln. 

Dieser Vorschlag hat zum Gegenstand: 

a) Die progressive Erweiterung der Steuerbefrei- 
ungen zugunsten der Privatpersonen und die Ge- 
währung von Mindestbefreiungen für Personen, 
die am Grenzverkehr teilnehmen, sowie für das 
Personal der im grenzüberschreitenden Verkehr 
eingesetzten Verkehrsmittel, sofern diese Perso- 
nen die Grenzen zwischen den Mitgliedstaaten 
überschreiten. Zudem stellt die Richtlinie klar, 
was unter Grenzbewohner und Grenzarbeitneh- 
mer zu verstehen ist; 

b) sie trägt zur Lösung bestimmter Fragen bei, die 
sich aus der konkreten Anwendung des Arti- 
kels 6 der Richtlinie vom 28. Mai 1969 ergeben, 
wonach die Gewährung steuerlicher Entlastungen 
von Verkäufen im Einzelhandel an Reisende un- 
tersagt ist, die von der Befreiungsregelung, die in 
der Richtlinie vorgesehen ist, Gebrauch machen 
können. Das Problem der Verkäufe in den unter 
Zollaufsicht stehenden Verkaufseinrichtungen der 
Flughäfen und der Verkäufe an Bord der Flug- 
zeuge wird gegenwärtig noch untersucht; die 
Kommission wird im Laufe dieses Jahres die ent- 
sprechenden Vorschläge unterbreiten. 

“) Amtsblatt der Europäischen Gemeinschaften Nr. C 28 
vom 27. März 1971, S. 1 
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Anlage 


Aufgrund der Richtlinie „Steuerbefreiungen im Reiseverkehr" in den Mit- 
gliedstaaten erlassene Rechtsvorschriften Nr. 69/169 (EWG) vom 28. Mai 
1969 und der Zollrechtlichen Verordnung (EWG) Nr. 1544/69 vom 23 Juli 

1969 


Belgien . . . , 

Deutschland 

Frankreich 

Italien .... 

Luxemburg 

Niederlande 


Seiten 13 bis 15 
Seiten 16 bis 22 
Seiten 22 bis 24 
Seiten 25 bis 27 
Seiten 27 bis 28 
Seiten 28 bis 33 


BELGIEN 

Königlicher Erlaß vom 3. Oktober 1969 über die Befreiung von den Ein- 
gangsabgaben im grenzüberschreitenden Reiseverkehr 


Gestützt auf den Vertrag zur Gründung der Euro- 
päischen Wirtschaftsgemeinschaft, der am 25. März 
1957 in Rom unterzeichnet und durch Gesetz vom 
2. Dezember 1957 gebilligt wurde, insbesondere 
auf Artikel 28 und 99; 

gestützt auf die Richtlinie des Rates der Euro- 
päischen Gemeinschaften vom 28. Mai 1969 zur Har- 
monisierung der Rechts- und Verwaltungsvorschrif- 
ten über die Befreiung von Umsatzsteuern und Son- 
derverbrauchsteuern bei der Einfuhr im grenzüber- 
schreitenden Reiseverkehr; 

gestützt auf die Verordnung des Rates der Euro- 
päischen Gemeinschaften vom 23. Juli 1969 über 
die zolltarifliche Behandlung von Waren, die im 
persönlichen Gepäck der Reisenden eingeführt wer- 
den; 

gestützt auf den Beschluß des Rates der Organisa- 
tion für wirtschaftliche Zusammenarbeit und Ent- 
wicklung vom 30. Juli 1965 über die Erleichterung 
von Verwaltungsförmlichkeiten im internationalen 
Tourismus; 

gestützt auf das Gesetz vom 2. Mai 1958^) über 
Zölle und Vorbrauchsteuern, insbesondere auf Arti- 
kel 1, Absatz 1, Unterabsatz 4; 


b Belgisches Staatsblatt vom 25. Dezember 1957 
b Belgisches Staatsblatt vom 16. und 17. Mai 1958 


gestützt auf die Stellungnahme des Zollrats der 
Belgisch-Luxemburgischen Wirtschaftsunion; 

gestützt auf das Gesetz vom 23. Dezember 1946 
zur Schaffung eines Staatsrats, insbesondere auf 
I Artikel 2, Absatz 2; 

angesichts der Dringlichkeit; 

auf Vorschlag Unseres Ministers für Finanzen und 
nach Stellungnahme Unserer im Rat beschließenden 
Minister, 

wird beschlossen: 


Artikel 1 

Waren, die im persönlichen Gepäck der Reisenden 
eingeführt werden, sind von allen Einfuhrzöllen be- 
freit, sofern die Einfuhr keinen kommerziellen Cha- 
rakter hat und insoweit der Gesamtwert dieser Wa- 
ren je Person 1 250 brfs nicht übersteigt. 


Artikel 2 

Die in Artikel 1 genannten Waren sind von allen 
Verbrauchsteuern bei der Einfuhr befreit, insoweit 
ihr Gesamtwert je Person 
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1. 1 250 btrs nicht übersteigt, wenn sie aus einem 
Land eingeführt werden, das nicht Mitgliedstaat 
der Europäischen Wirtschaftsgemeinschaft ist, 

2. 3 750 bfrs nicht übersteigt, wenn sie direkt oder ; 

im Transitverkehr durch ein Nicht-Mitgliedsland | 
aus einem Mitgliedstaat der Europäischen Wirt- j 
Schaftsgemeinschaft eingeführt werden, in dem | 
sie sich im freien Verkehr befanden. ! 


Artikel 3 

übersteigt der Gesamtwert mehrerer Waren je 
Person die in Artikel 1 und 2 festgesetzten Beträge, 
so wird die Befreiung bis zur Höhe dieser Beträge 
für diejenigen Waren gewährt, für die bei getrenn- 
ter Einfuhr diese Befreiung hätte gewährt werden 
können; eine Aufteilung des Wertes der einzelnen 
Waren ist hierbei nicht zulässig. 


2, alkoholische Getränke 

destillierte Getränke oder 
Spirituosen mit einem Alko- 
holgehalt von mehr als 22^ 1 Normalflasche 

(0,70 bis 1 Liter) 

destillierte Getränke, Spiri- 
tuosen oder Aperitifs mit ei- 
nem Alkohlgehalt von 22^ 
oder weniger; Schaumweine, 

Likörweine insgesamt 2 Liter 

und 

nicht schäumende Weine . . insgesamt 2 Liter 

3. Parfüms 50 Gramm 

und 

Toilettenwasser Vi Liter 


Artikel 4 

Zur Anwendung dieses Erlasses gilt folgendes: 

1 . Bei Ermittlung der in den Artikeln 1 und 2 ge- 
nannten Freibeträge wird der Wert der persönli- 
chen Reiseausrüstung, die vorübergehend einge- 
führt oder im Anschluß an ihre vorüberüberge- 
hende Ausfuhr wiedereingeführt wird, darin 
einbegriffen die Bücher, Zeitungen und Zeitschrif- 
ten, außer Ansatz gelassen. 

2. Als Einfuhren, die keinen kommerziellen Charak- 
ter haben, gelten solche, 

a) die gelegentlich erfolgen und 

b) die sich ausschließlich aus Waren zusammen- 
setzen, die zum persönlichen Ge* oder Ver- 
brauch der Reisenden oder in ihrem Haushalt, 
oder die als Geschenk bestimmt sind-, dabei 
dürfen diese Waren weder durch ihre Eigen- 
art noch durch ihre Menge zur Besorgnis An- 
laß geben, daß die Einfuhr aus geschäftlichen 
Gründen erfolgt. 


Artikel 6 

Für Reisende unter 15 Jahren 

1. ist der Gesamtwert der Waren auf 500 bfrs be- 
grenzt in den Artikel 1 und Artikel 2 Ziffer 1 
genannten Fällen, und auf 1 000 bfrs begrenzt in 
den in Artikel 2 Ziffer 2 genannten Fällen; 

2. wird für Tabakwaren und alkoholische Getränke 
keine Befreiung gewährt. 

Artikel 7 

Zur Anwendung dieses Erlasses gilt als Reisender 
jede natürliche Person, die eine Reise durchführt 
und die je nachdem, ob sie im Inland ansässig ist 
oder nicht, dorthin nach einem Aufenthalt im Aus- 
land von mindestens 24 Stunden zurückkehrt, oder 
in das Inland einreist, um dort für mindestens 
24 Stunden den Aufenthalt zu nehmen. 

Artikels 


Artikel 5 


Für die nachstehend bezeichneten Waren ist die 
Steuerbefreiung auf folgende Mengen begrenzt, wo- 
bei der Wert dieser Waren bei der Ermittlung des 
in Artikel 1 und 2 genannten Gesamtwerts nicht in 
Ansatz gebracht wird: 


1. Tabakwaren 


Reisende mit 
Wohnsitz in 
Europa 


Reisende mit 
Wohnsitz 
außerhalb 
Europas 


Zigaretten 200 Stück 

oder Zigarillos (Zigar- 
ren mit einem Stückge- 
wicht von höchstens 
3 Gramm) 100 Stück 

oder Zigarren 50 Stück 


400 Stück 


200 Stück 
100 Stück 


oder Rauchtabak 


250 Gramm 500 Gramm 


Der Finanzminister ist ermächtigt, in dem von ihm 
zu bestimmenden Umfang und unter den von ihm zu 
bestimmenden Voraussetzungen 

1. die in den Artikeln 1, 2, 5 und 6 genannten Frei- 
beträge niedriger festzusetzen für die nachste- 
hend bezeichneten Personen, wenn sie als Rei- 
sende im Sinne des Artikels 7 gelten: 

a) Grenzarbeiter, 

b) das Personal der im grenzüberschreitenden 
Verkehr eingesetzten Verkehrsmittel, 

c) die Angehörigen der Streitkräfte eines Mit- 
gliedstaates der Europäischen Wirtschaftsge- 
meinschaft einschließlich des Zivilpersonals, 
sowie deren Ehegatten und unterhaltsberech- 
tigte Kinder, sofern diese Personen in einem 
anderen Mitgliedstaat stationiert sind; 

2. die Freibeträge für Waren, die von Grenzgän- 
gern oder anderen Personen, die nicht als Rei- 
sende im Sinne von Artikel 7 gelten, eingeführt 
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werden, niedriger als in den Artikeln 1, 2, 5 und 
6 vorgesehen festzusetzen. 


Artikel 9 

Dieser Erlaß tritt am Tage seiner Veröffentlichung 
im belgischen Staatsblatt in Kraft. 


Artikel 10 

Der Finanzminister ist mit der Durchführung die- 
ses Erlasses beauftragt. 


3. Oktober 1969 — Ministerialerlaß über die Befreiung von Einfuhrabgaben 
und Verbrauchsteuern im grenzüberschreitenden Reiseverkehr 


Der Finanzminister, 

gestützt auf den Königlichen Erlaß vom 3. Okto- 
ber 1969^) über die Befreiung von Einfuhrabgaben 
und Verbrauchsteuern im grenzüberschreitenden 
Reiseverkehr, insbesondere auf Artikel 8; 

gestützt auf das Gesetz vom 23. Dezember 1946 
über die Schaffung eines Staatsrats, insbesondere 
auf Artikel 2 Absatz 2; 

angesichts der Dringlichkeit, 
erläßt folgende Bestimmungen: 

Artikel 1 

Die Steuerbefreiung gemäß den Artikeln 1, 2, 5 
und 6 des Königlichen Erlasses vom 3. Oktober 1969 
über die Befreiung von den Eingangsabgaben im 
grenzüberschreitenden Reiseverkehr 

1. wird nach Maßgabe des Artikels 2 verringert für 
Waren, die von den nachstehend bezeichneten 
Personen eingeführt werden, sofern sie als Rei- 
sende im Sinne des Artikels 7 des Königlichen 
Erlasses vom 3. Oktober 1969 anzusehen sind: 

a) Grenzarbeiter; 

b) das Personal der im grenzüberschreitenden 
Verkehr eingesetzten Verkehrsmittel; 

c) die Angehörigen der Streitkräfte eines Mit- 
gliedstaates der Europäischen Wirtschaftsge- 
meinschaft einschließlich des Zivilpersonals, 
sowie deren Ehegatten und die unterhaltsbe- 
rechtigten Kinder, sofern diese Personen in 
einem anderen Mitgliedstaat stationiert sind; 

2. wird nach Maßgabe des Artikels 2 verringert für 
Waren, die von anderen als den im vorstehenden 


h Belgisches Staatsblatt vom 4. Oktober 1969 


Absatz bezeichneten Personen eingeführt wer- 
den, sofern sie nicht als Reisende im Sinne des 
Artikels 7 des Königlichen Erlasses vom 3. Okto- 
ber 1969 anzusehen sind. 

Artikel 2 

Den in Artikel 1 genannten Personen 

1. wird für destillierte Getränke oder Spirituosen 
mit einem Alkohlgehalt von mehr als 22° keine 
Steuerbefreiung gewährt; 

2. wird für die nachstehend bezeichneten Waren 
eine Steuerbefreiung in folgenden mengen- oder 
wertmäßigen Begrenzungen gewährt: 

a) Tabakwaren 

— Zigaretten: 100 Stück; 

— oder Zigarillos: 50 Stück; 

— oder Zigarren: 25 Stück; 

— oder Rauchtabak: 125 Gramm; 

b) destillierte Getränke, Spirituosen oder Aperi- 
tifs mit einem Alkoholgehalt von 22° oder we- 
niger; Schaumweine, Likörweine: insgesamt 
V 2 Liter; 

c) nicht schäumende Weine: 1 Liter; 

d) Parfüms: 25 Gramm; 

e) Toilettenwasser: V 4 Liter; 

f) andere Waren: 500 bfrs. 

Artikel 3 

Dieser Erlaß tritt am Tage seiner Veröffentlichung 
im Belgischen Staatsblatt in Kraft. 
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DEUTSCHLAND 

Sechzehnte Verordnung zur Änderung der Allgemeinen Zollordnung 
(Bundeszollblatt 1969 S. 629) 


Aufgrund des § 24 des Zollgesetzes vom 14. Juni 
1961 (Bundesgesetzbl. I S. 737), zuletzt durch das 
Elfte Gesetz zur Änderung des Zollgesetzes vom 
20. Dezember 1968 (Bundesgesetzbl. I S. 1387), wird 
verordnet: 


§ 1 

Die §§ 46 bis 48 der Allgemeinen Zollordnung 
vom 29. November 1961 (Bundesgesetzbl. I S. 1937), 
zuletzt geändert durch die Fünfzehnte Verordnung 
zur Änderung der Allgemeinen Zollordnung vom 
28. Februar 1969 (Bundesgesetzbl. I S. 197), erhalten 
folgende Fassung: 

§ 46 

Reisegerät 

(1) Zollfrei ist Reisegerät einreisender Personen. 
Reisegerät sind die Gegenstände, die eine Person 
auf der Reise nach ihren persönlichen und berufli- 
chen Verhältnissen sowie nach Art, Ziel, Dauer und 
Jahreszeit der Reise üblicherweise gebraucht oder 
verbraucht. Gegenstände, die Bewohner des Zollge- 
biets während der Reise außerhalb des Zollgebiets 
beschafft haben, sind nur nach § 48 zollfrei. Die in 
den § 47 und § 48 Abs. 2 und 4 bezeichneten Gegen- 
stände sind kein Reisegerät. 

(2) Von der Zollfreiheit als Reisegerät sind aus- 
geschlossen 

1. Beförderungsmittel, die üblicherweise nicht durch 
menschliche Kraft bewegt werden, 

2. Reit-, Zug- und Lasttiere, 

3. Gegenstände zum beruflichen Gebrauch oder 
Verbrauch, die nicht zur üblichen persönlichen 
Berufsausstattung gehören. 

§ 47 

Reiseverzehr 

Zollfrei als Reiseverzehr sind Lebensmittel, die 
eine Person im Reiseverkehr zum eigenen Verbrauch 
auf der Reise mitführt, soweit ihre Menge nach der 
Dauer der Reise, höchstens jedoch für eine Woche, 
angemessen ist. Alkoholische Getränke, Kaffee, Tee 
und Auszüge oder Essenzen aus Kaffee oder Tee sind 
nur nach § 48 zollfrei. 


§ 48 

Reisemitbringsel 

(1) Zollfrei sind Waren, die eine Person im Reise- 
verkehr mit sich führt und die weder zum Handel 
noch zur gewerblichen Verwendung bestimmt sind 
(Reisemitbringsel) , 

1. bis zu einem Warenwert von insgesamt 300 Deut- 
sche Mark, wenn die Waren aus dem freien Ver- 
kehr eines Mitgliedstaates der Europäischen Ge- 
meinschaften stammen; 

2. bis zu einem Warenwert von insgesamt 100 Deut- 
sche Mark bei anderen Waren. 

Werden Waren aus dem freien Verkehr eines 
Mitgliedstaates der Europäischen Gemeinschaften 
und andere Waren gleichzeitig eingeführt, so darf 
ihr Gesamtwert 300 Deutsche Mark nicht überstei- 
gen. 

(2) Die Zollfreiheit des Absatzes 1 ist für nach- 
stehende Waren auf folgende Mengen beschränkt: 

1. Tabakerzeugnisse 

a) im Reiseverkehr von Personen, deren ge- 
wöhnlicher Wohnort außerhalb Europas liegt 

— 400 Zigaretten oder 

— 200 Zigarillos oder 
— - 100 Zigarren oder 

— 500 Gramm Rauchtabak; 

b) im Reiseverkehr anderer Personen 

— 200 Zigaretten oder 

— 100 Zigarillos oder 

— 50 Zigarren oder 

— ■ 250 Gramm Rauchtabak; 

2. alkoholische Getränke 

a) 1 Liter Spirituosen mit einem Weingeistge- 
halt von mehr als 22° oder 

2 Liter Spirituosen mit einem Weingeistgehalt 
von 22° oder weniger oder 

2 Liter Schaumwein und 

b) 2 Liter sonstiger Wein; 

3. 50 Gramm Parfüms und 

0, 25 Liter Toilettenwasser; 
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4. Kaffee 

a) bei Einfuhr aus dem freien Verkehr eines 
Mitgliedstaates der Europäischen Gemein- 
schaften 

— 500 Gramm nicht gerösteter oder geröste- 
ter Kaffee oder 

— 200 Gramm Kaffeeauszüge oder -essenzen, 

b) bei anderen Einfuhren 

— 250 Gramm nicht gerösteter oder geröste- 
ter Kaffee oder 

— 100 Gramm Kaffeeauszüge oder -essenzen; 

wird Kaffee aus dem freien Verkehr eines Mit- 
gliedstaates der Europäischen Gemeinschaften 
und anderer Kaffee gleichzeitig eingeführt, so 
darf seine Gesamtmenge die unter Buchstabe a 
bezeichnete Menge nicht übersteigen; 

5. 100 Gramm Tee oder 

40 Gramm Teeauszüge oder -essenzen. 

(3) Bringt ein Bewohner grenznaher Gemeinden 
(Anlage 4 a) aus dem gegenüberliegenden Zollaus- 
land Reisemitbringsel mit und hat die Reise im Zoll- 
ausland nicht nachweislich über einen 15 Kilometer 
tiefen Streifen jenseits der Grenze hinausgeführt, so 
sind zollfrei 

1. Reisemitbringsel, die aus dem freien Verkehr 
eines Mitgliedstaates der Europäischen Gemein- 
schaften stammen, bis zu einem Warenwert von 
insgesamt 300 Deutsche Mark; 

2. andere Reisemitbringsel bis zu einem Warenwert 
von insgesamt 50 Deutsche Mark; von diesem 
Warenwert dürfen nicht mehr als 10 Deutsche 
Mark auf Lebensmittel des täglichen Bedarfs ent- 
fallen. 

Den Bewohnern grenznaher Gemeinden sind die 
Bewohner eines Freihafens bei der Einreise aus dem 
Freihafen und Personen gleichgestellt, die beruflich 
oder dienstlich auf gewerblich eingesetzten Beför- 
derungsmittel oder auf Schiffen von Behörden oder 
als Begleiter von Reisegesellschaften oder derglei- 
chen tätig sind und in dieser Eigenschaft üblidier- 
weise mehr als einmal im Kalendermonat einreisen. 
Absatz 1 Satz 2 gilt entsprechend. 

(4) Die Zollfreiheit des Absatzes 3 kann von der- 
selben Person nur einmal am Tage in Anspruch ge- 
nommen werden. Sie ist für alkoholische Getränke 
und Brot ausgeschlossen und für die nachstehenden 
Waren auf folgende Mengen beschränkt: 

1. Tabakerzeugnisse 

a) bei Einfuhr aus dem freien Verkehr eines 
Mitgliedstaates der Europäischen Gemein- 
schaften 

— 40 Zigaretten oder 

— 20 Zigarillos oder 

— 10 Zigarren oder 

— - 50 Gramm Rauchtabak; 


b) bei anderen Einfuhren 

— 20 Zigaretten oder 

— 10 Zigarillos oder 

— 5 Zigarren öder 

— 25 Gramm Rauchtabak; 

werden Tabakerzeugnisse der unter den Buch- 
staben a und b bezeichneten Art gleichzeitig ein- 
geführt, so darf ihre Gesamtmenge die unter 
Buchstabe a bezeichnete Menge nicht überstei- 
gen; 

2. 50 Gramm Parfüms und 
0,25 Liter Toilettenwasser; 

3. Kaffee 

— 50 Gramm nicht gerösteter oder gerösteter 
Kaffee oder 

— 10 Gramm Kaffeeauszüge oder -essenzen; 

4. Tee 

— 20 Gramm Tee oder 

— 10 Gramm Teeauszüge oder -essenzen, 

(5) Als Zigarillos im Sinne der Absätze 2 und 4 
gelten Zigarren mit einem Stückgewicht bis zu 
3 Gramm. Werden verschiedenartige Tabakerzeug- 
nisse gleichzeitig eingeführt, so ist eine Menge 
zollfrei, die der jeweils zollfreien Zigarettenmenge 
entspricht. 

(6) Die Zollfreiheit der Absätze 1 bis 4 ist ausge- 
schlossen für 

1. Motorenbetriebsstoffe, 

2. Waren, die durch ihre Beschaffenheit oder auch 
Menge zu der Besorgnis Anlaß geben, daß sie 
zur entgeltlichen Abgabe bestimmt sind, 

3. Waren, die Personen bei der Rückkehr aus einem 
Freihafen mitführen, 

4. Tabakerzeugnisse, alkoholische Getränke, Kaffee 
und Auszüge oder Essenzen aus Kaffee, die von 
Personen eingeführt werden, die nicht minde- 
stens 15 Jahre alt sind. 

(7) Reist jemand auf einem in § 44 bezeichneten 
Schiff — ■ jedoch nicht auf dem Bodensee oder auf 
einem Personenschiff auf der Mosel — ein, so ist 
die Zollfreiheit nach den Absätzen 1 bis 4 für Tabak- 
erzeugnisse, alkoholische Getränke, Kaffee, Tee und 
Auszüge oder Essenzen aus Kaffee oder Tee davon 
abhängig, daß 

1. er das Schiff endgültig oder für mehr als drei 
Tage verläßt oder 

2. bei der Einfahrt des Schiffes in anderen Fällen 
als denen des § 44 Abs. 4 keine entsprechenden 
Waren nach § 44 Abs. 1 als Mund verrat zollfrei 
bleiben. 

(8) In den Fällen des Absatzes 7 hängt bei der 
Einreise über die Seezollgrenze die Zollfreiheit für 
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die in Absatz 7 bezeichneten Waren auch davon ab, 
daß das Schiff von der Hohen See kommt und 

1. zuletzt aus einem ausländischen Hafen ausgelau- 
fen ist oder 

2. sich mindestens acht Stunden außerhalb des Zoll- 
gebietes befunden hat. 

Diese Beschränkungen gelten nicht für Tabaker- 
zeugnisse, soweit sie bei Bewohnern des Zollgebiets 
die in Absatz 4 Nr. 1 Buchstabe b bezeichneten, bei 
Bewohnern des Zollauslands die doppelten Mengen 
nicht übersteigen, sowie für Waren, die nachweis- 
lich aus dem freien Verkehr des Zollgebiets oder 
eines ausländischen Zollgebiets stammen und die 
nachweislich nicht anläßlich ihrer Ausfuhr von Zöl- 
len, Umsatzsteuer oder auch Verbrauchsteuern ent- 
lastet worden sind. 

(9) Reist jemand seewärts oder aus einem Frei- 
hafen auf einem Wassersportfahrzeug ein, das im 
Geltungsbereich des Gesetzes beheimatet ist, so 
hängt die Zollfreiheit nach den Absätzen 1 bis 4 für 
Tabakerzeugnisse, alkoholische Getränke, Kaffee, 
Tee und Auszüge oder Essenzen aus Kaffee oder 
Tee davon ab, daß nachweislich 

1. die Waren nicht als Schiffsbedarf nach den §§ 135, 
145 bezogen worden sind oder 

2. das Schiff von einer Reise zurückkehrt, die min- 
destens 72 Stunden gedauert hat. 

Als Wassersportfahrzeuge gelten insoweit alle 
Schiffe, die weder in der gewerblichen Schiffahrt 


eingesetzt noch Behördenfahrzeuge oder Kriegs- 
schiffe sind. 

(10) Bei der Ermittlung des Gesamtwertes (Ab- 
satz 1 und Absatz 3) der eingeführten Waren wird 
der Wert der Waren nicht berücksichtigt, für welche 
nach den Absätzen 2 oder 4 die Zollfreiheit be- 
schränkt ist oder die nach den §§46 und 47 zollfrei 
sind. Die Zollfreiheit für Tabakerzeugnisse, alkoho- 
lische Getränke, Kaffee, Tee und Auszüge oder Es- 
senzen aus Kaffee oder Tee hängt davon ab, daß die 
Waren persönlich oder im Handgepäck mitgeführt 
oder gleichzeitig mit diesem gestellt werden. 

§ 2 

§ 2 der Vierzehnten Verordnung zur Änderung 
der Allgemeinen Zollordnung vom 26. November 
1968 (Bundesgesetzbl. I S. 1247) wird gestrichen 

§ 3 

Diese Verordnung gilt nach § 14 des Dritten Uber- 
leitungsgesetzes vom 4. Januar 1952 (Bundesgesetz- 
blatt I S. 1) in Verbindung mit § 89 des Zollgesetzes 
auch im Land Berlin. 

§ 4 

Diese Verordnung tritt am Tage nach ihrer Ver- 
kündung in Kraft. 


Siebente Verordnung zur Durchführung des Umsatzsteuergesetzes 
(Mehrwertsteuer) (7. UStDV) vom 24. Juli 1969 


Auf Grund des Artikels 6 des Zwölften Gesetzes 
zur Änderung des Zollgesetzes vom 22. Juli 1969 
(Bundesgesetzbl. I S. 879) wird verordnet: 

Zu § 4 Nr. 1 und § 6 des Umsatzsteuergesetzes 
(Mehrwertsteuer) 

§ 1 

Ausschluß der Umsatzsteuerfreiheit für 
Ausfuhrlieferungen 

(1) Eine Ausfuhriieferung im Sinne des § 6 des 
Umsatzsteuergesetzes (Mehrwertsteuer) liegt nicht 
vor, wenn 

1. der Unternehmer eine Lieferung an einen auslän- 
dischen Abnehmer mit Wohnort in einem zur 
Europäischen Wirtschaftsgemeinschaft gehören- 
den Gebiet (Artikel 227 Abs. 1 und 4 des Vertra- 
ges zur Gründung der Europäischen Wirtschafts- 
gemeinschaft) bewirkt hat, 

2. dem ausländischen Abnehmer oder in dessen 
Auftrag einem Dritten die Verfügungsmacht über 
den Gegenstand der Lieferung im Inland ver- 
schafft worden ist und 


3. das Entgelt für die Lieferung zuzüglich der auf 
sie entfallenden Umsatzsteuer 300 Deutsche Mark 
nicht übersteigt. 

(2) Absatz 1 findet keine Anwendung, wenn für 
die auf die Lieferung folgende Einfuhr des Gegen- 
standes in das Gebiet im Sinne des Absatzes 1 Nr. 1 
Einfuhrumsatzsteuer erhoben worden ist und die 
Besteuerung der Einfuhr buchmäßig nachgewiesen 
ist. 

§ 2 

Geltung im Land Berlin 

Diese Verordnung gilt nach § 14 des Dritten Uber- 
leitungsgesetzes vom 4. Januar 1952 (Bundesgesetz- 
blatt I S. 1) in Verbindung mit Artikel 8 des Zwölf- 
ten Gesetzes zur Änderung des Zollgesetzes auch im 
Land Berlin. 

§ 3 

Inkrafttreten 

Diese Verordnung tritt am 1. Äugust 1969 in Kraft. 
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Einundzwanzigste Verordnung zur Änderung 
der Allgemeinen Zollordnung 
(Bundeszollblatt 1^70 S. 1414) 


Auf Grund des § 24 Abs. 1, des § 60 Abs. 2, des 
§ 72 Abs. 1, des § 73 Abs. 3 und des § 78 Abs. 1 des 
Zollgesetzes in der Fassung der Bekanntmachung 
vom 18. Mai 1970 (Bundesgesetzbl. I S. 529) wird 
verordnet: 


§ 1 

Die Allgemeine Zollordnung in der Fassung der 
Bekanntmachung vom 18. Mai 1970 (Bundesgesetz- 
blatt I S. 560, 1221) 3), geändert durch die Zwanzigste 
Verordnung zur Änderung der Allgemeinen Zollord- 
nung vom 24. Juni 1970 (Bundesgesetzbl. I S. 847) 4), 
wird wie folgt geändert: 

1. In § 10 Nr. 2 werden die Worte „wenn diese die 
Gestellung zuläßt", gestrichen. 

2. In § 20 Abs. 1 erhält die Nummer 3 folgende 
Fassung: 

„3. Art und Beschaffenheit der Ware mit der 
Genauigkeit, die für die beantragte Zollbe- 
handlung erforderlich ist,". 

3. In § 46 Abs. 1 

a) werden in Satz 3 die Worte „nach § 48" er- 
setzt durch die Worte „in dem in § 47 Abs. 1 
Nr. 4 und § 48 Abs. 4 Satz 2 bezeichneten 
Rahmen", 

b) erhält Satz 4 folgende Fassung: 

„Die in § 47 Abs. 1 Nr. 1 bis 3 bezeichneten 
Gegenstände — ausgenommen Parfüms und 
Toilettenwasser in angebrochenen Packun- 
gen — sind kein Reisegerät." 

4. Die §§ 47 und 48 erhalten folgende Fassung: 

.§ 47 

Reisemitbringsel 

(1) Zollfrei sind nach der Verordnung (EWG) 
Nr. 1544/69 des Rates vom 23. Juli 1969 über die 
zolltarifliche Behandlung von Waren, die im per- 
sönlichen Gepäck der Reisenden eingeführt wer- 


^) Verkündet im Bundesgesetzbl. I S. 1629 am 12. De- 
zember 1970 

”) Bundeszollblatt 1970 S. 590 

Bundeszollblatt 1970 S. 621, 1003 
4) Bundeszollblatt 1970 S. 795 


den (Amtsblatt der Europäischen Gemeinschaften 
Nr. L 191 S. 1), Waren, die Reisende gelegentlich 
und ausschließlich zum persönlichen Gebrauch 
oder Verbrauch, für ihren Haushalt oder als Ge- 
schenk in ihrem persönlichen Gepäck einführen 
(Reisemitbringsel), im Rahmen folgender Men- 
gen- und Wertgrenzen: 

1. Tabakwaren 

a) von Reisenden mit Wohnsitz außerhalb 
Europas eingeführt 

— 400 Zigaretten oder 

— 200 Zigarillos (Zigarren mit einem 
Stückgewicht von höchstens 3 Gramm) 

oder 

— 100 Zigarren oder 

— 500 Gramm Rauchtabak; 

b) von Reisenden mit Wohnsitz in Europa 
eingeführt 

— 200 Zigaretten oder 

— 100 Zigarillos oder 

— 50 Zigarren oder 

— 250 Gramm Rauchtabak; 

2. Alkoholische Getränke 

a) 1 Liter destillierte Getränke oder Spiri- 
tuosen mit einem Weingeistgehalt von 
mehr als 22*^ oder 

2 Liter destillierte Getränke oder Spiri- 
tuosen oder Aperitifs aus Wein oder Al- 
kohol, mit einem Weingeistgehalt von 22® 
oder weniger, oder 

2 Liter Schaumwein oder Likörwein und 

b) 2 Liter sonstiger Wein; 

3. 50 Gramm Parfüms und 0,25 Liter Toiletten- 
wasser; 

4. sonstige Waren 

bis zu einem Warenwert von insgesamt 
100 Deutsche Mark. 

(2) Die Zollfreiheit für Reisemitbringsel ist 
nach der in Absatz 1 bezeichneten Verordnung 
ausgeschlossen für 

1. Waren, die durch ihre Beschaffenheit oder 
auch Menge zu der Besorgnis Anlaß geben, 
daß die Einfuhr aus geschäftlichen Gründen 
erfolgt, 
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2. Tabakwaren und alkoholische Getränke, die 
von Personen eingeführt werden, die nicht 
mindestens 15 Jahre alt sind. 

§ 48 

Reisemitbringsel in Sonderfällen 

(1) Die Zollfreiheit nach der in § 47 Abs. 1 
bezeichneten Verordnung in Verbindung mit § 47 
Abs. 2 ist auch in den Fällen der Absätze 2 bis 6 
anzuwenden, soweit darin nichts anderes be- 
stimmt ist. 

(2) Die Zollfreiheit ist ausgeschlossen für 
Waren, die Personen bei der Rückkehr aus einem 
Freihafen einführen. 

(3) Die Zollfreiheit ist für Tabakwaren, die 
von Mitgliedern der Besatzungen von Kriegs- 
schiffen der Bundeswehr eingeführt werden, auf 
die Hälfte der bei der Einfuhr durch Reisende mit 
Wohnsitz in Europa zollfrei zustehenden Men- 
gen beschränkt. 

(4) Bei Einfuhren durch 

1. Bewohner einer grenznahen Gemeinde (An- 
lage 4 a), deren Reise im gegenüberliegenden 
Zollausland nicht nachweislich über einen 
15 Kilometer tiefen Streifen jenseits der 
Grenze hinausgeführt hat, 

2. Bewohner eines Freihafens bei der Einreise 
aus dem Freihafen oder 

3. Personen, die beruflich oder dienstlich auf 
gewerblich eingesetzten Beförderungsmitteln 
oder auf Land-, Luft- oder Wasserfahrzeugen 
von Behörden oder als Begleiter von Reise- 
gesellschaften oder dergleichen tätig sind und 
in dieser Eigenschaft üblicherweise mehr als 
einmal im Kalendermonat einreisen, 

ist die Zollfreiheit für alkoholische Getränke und 
Brot ausgeschlossen und für Tabakwaren auf fol- 
gende Mengen beschränkt: 

40 Zigaretten oder 
20 Zigarillos oder 
10 Zigarren oder 
50 Gramm Rauchtabak. 

Die nach der in § 47 Abs. 1 bezeichneten Verord- 
nung wertbegrenzte Zollfreiheit ist auf Waren bis 
zu einem Warenwert von insgesamt 50 Deutsche 
Mark beschränkt; davon dürfen nicht mehr als 
10 Deutsche Mark auf Lebensmittel des täglichen 
Bedarfs entfallen. Die Zollfreiheit kann von den 
in Satz 1 genannten Personen nur einmal am 
Tage in Anspruch genommen werden. 

(5) Reist jemand auf einem in § 44 bezeich- 
neten Schiff — jedoch nicht auf dem Bodensee — 
ein, so ist die Zollfreiheit für Tabakwaren und 
alkoholische Getränke in den Fällen des § 44 
Abs. 4 und in den Fällen, in denen solche Waren 
nach § 44 Abs. 1 als Mundvorrat zollfrei bleiben, 
davon abhängig, daß er das Schiff endgültig oder 


für mehr als drei Tage verläßt. Die Zollfreiheit für 
Tabakwaren, soweit sie die in Absatz 4 Satz 1 
bezeichneten Mengen übersteigen, und für alko- 
holische Getränke hängt bei der Einreise über 
die Seezollgrenze auch davon ab, daß das Schiff 
von der Hohen See kommt und zuletzt aus einem 
ausländischen Hafen ausgelaufen ist oder sich 
mindestens acht Stunden außerhalb des Zollgebiets 
befunden hat. Die Beschränkung des Satzes 2 
gilt nicht für Waren, die nachweislich aus dem 
freien Verkehr des Zollgebiets oder eines aus- 
ländischen Zollgebiets stammen und die nach- 
weislich nicht anläßlich ihrer Ausfuhr von Zöllen 
entlastet worden sind. 

(6) Reist jemand seewärts oder aus einem 
Freihafen auf einem Wassersportfahrzeug ein, 
das im Geltungsbereich des Gesetzes beheimatet 
ist, so hängt die Zollfreiheit für Tabakwaren und 
alkoholische Getränke davon ab, daß nachweis- 
lich die Waren nicht als Schiffsbedarf nach §§ 135, 
145 bezogen worden sind oder das Schiff von 
einer Reise zurückkehrt, die mindestens 72 Stun- 
den gedauert hat. Als Wassersportfahrzeuge gel- 
ten insoweit alle Schiffe, die weder in der ge- 
werblichen Schiffahrt eingesetzt noch Behörden- 
fahrzeuge oder Kriegsschiffe sind." 

Punkte 5 bis 13 einschließlich: betrifft nicht den 
Reiseverkehr. 

§ 2 

Diese Verordnung gilt nach § 14 des Dritten Uber- 
leitungsgesetzes vom 4. Januar 1952 (Bundesgesetz- 
blatt IS. 1) in Verbindung mit § 89 des Zollgesetzes 
auch im Land Berlin. 

§ 3 

Es treten in Kraft 

1. § 1 Nr. 1, 2 und 5 bis 11 am 1. Januar 1971, 

2. § 1 Nr. 3, 4, 12 und 13 am 1. Mai 1971. 

Bonn, den 8. Dezember 1970 


Der Bundesminister der Finanzen 
Möller 


Begründung 

Zu § 1 

Nummer 1 

Die Erfahrungen haben gezeigt, daß im See- und 
Seehafenverkehr ohne Gefährdung der Zollbelange 
darauf verzichtet werden kann, die Gestellung zur 
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Ausfuhrzollbehandlung in einem Zwischenhafen von 
der Zulassung durch die dortige Zollstelle abhängig 
zu machen. 

Nummer 2 

Es hat sich herausgestellt, daß die Anmeldung von 
Art und Beschaffenheit der Ware wahlweise nach 
den Benennungen des Zolltarifs, des Sprachgebrauchs 
oder der Handelsübung nicht in allen Fällen den 
Erfordernissen bei der Zollabfertigung genügt. Der 
neugefaßte § 20 Abs. 1 Nr. 3 AZO schreibt deshalb 
die Anmeldung dieser Warenmerkmale mit der für 
die beantragte Zollbehandlung erforderlichen Ge- 
nauigkeit vor und konkretisiert damit eine Ver- 
pflichtung, die sich bereits aus § 12 Abs. 1 Satz 1 
des Gesetzes ergibt. 

Nummer 3 

Bis auf die Klarstellung in dem neugefaßten Satz 4 
des § 46 Abs. 1 AZO, nach der Parfüms usw. in an- 
gebrochenen Packungen Reisegerät sind, sind die 
Änderungen nur redaktioneller Art. 

Nummer 4 

a) § 47 

Mit Inkrafttreten der Verordnung (EWG) Nr. 1544/69 
des Rates vom 23. Juli 1969 über die zolltarifliche 
Behandlung von Waren, die im persönlichen Ge- 
päck der Reisenden eingeführt werden (Amtsblatt 
Nr. L 191 S. 1), sind die nationalen Vorschriften 
über die Zollfreiheit im Reiseverkehr weitgehend 
gegenstandslos geworden, soweit es sich um Ein- 
fuhren aus Drittländern handelt. Für den innerge- 
meinschaftlichen Reiseverkehr haben diese Vor- 
schriften seit dem Wegfall der letzten Binnenzölle 
am 1. Januar 1970 ohnehin keine eigenständige Be- 
deutung mehr. Innerstaatliche Vorschriften auf dem 
Gebiet des Reiseverkehrs mit Drittländern kommen 
nur noch insoweit in Betracht, als die EWG-Verord- 
nung zu Einschränkungen der Zollfreiheit durch die 
Mitgliedstaaten Raum läßt (Grenzverkehr u. a.). 
Wegen der Anknüpfung der entsprechenden Ein- 
schränkungen der Zollfreiheit an die Vorschriften 
der EWG-Verordnung ist es zweckmäßig, diese Vor- 
schriften — rein wiederholend und unter ausdrück- 
licher Verweisung auf die EWG-Verordnung als 
Rechtsgrundlage — in der AZO wiederzugeben (§ 47 
Abs. 1 AZO in der Neufassung). 

Der neugefaßte § 47 Abs. 2 AZO, wie Abs. 1 a. a. O. 
rein deklaratorisch (vgl. Artikel 2 Abs. 2, Artikel 7 
Buchstabe b der EWG-Verordnung), entspricht dem 
bisher geltenden Recht (§ 48 Abs. 6 Nr. 2 und 4 
AZO a. F.). 

Der neue § 47 AZO tritt an die Stelle der bisherigen 
Vorschrift über die Zollfreiheit für Reiseverzehr. 
Diese Vorschrift war zu streichen, weil „Reisever- 
zehr" nur im Rahmen der gemeinschaftsrechtlich vor- 
gesehenen Freibeträge oder Freimengen zollfrei ist. 

b) § 48 

Der neugefaßte § 48 AZO zählt die Einschränkungen 
der Zollfreiheit in den Fällen des Grenzverkehrs 
und der Einfuhr durch das Personal der zwischen 


Drittländern und der Gemeinschaft eingesetzten Ver- 
kehrsmittel auf (Artikel 4 der EWG-Verordnung). 
Außerdem trifft § 48 AZO n. F. Sonderbestimmungen 
für Fälle außerhalb des durch Gemeinschaftsrecht 
geregelten Drittlandsreiseverkehrs (z. B. Abs. 2, 
Abs. 4 Nr. 2 a. a. O.). Fälle des „Grenzverkehrs" 
sind in § 48 Abs. 4 Nr. 1 AZO n. F. geregelt (vgl. 
§ 48 Abs. 3 Satz 1 AZO a. F.). Die Tabakfreimengen 
in den Fällen des § 48 Abs. 4 AZO n. F. entsprechen 
nunmehr den bislang bei der Einfuhr von Tabakwa- 
ren aus dem freien Verkehr eines Mitgliedstaates 
der Europäischen Gemeinschaften im Grenzverkehr 
geltenden Freimengen. 

§ 48 Abs. 5 Sätze 2 und 3, Abs. 6 AZO a. F. — bisher 
§ 48 Abs. 8 und 9 AZO — betrifft nicht den Dritt- 
landsreiseverkehr im Sinne der EWG-Verordnung 
(vgl. die Protokollerklärung hierzu über Schiffsrei- 
sen). Wer im übrigen ein mit zollfreiem Mundvorrat 
versorgtes Schiff nur kurzfristig verläßt, befindet 
sich nicht im „großen Reiseverkehr" und kann daher 
für Tabakwaren und alkoholische Getränke die Zoll- 
freiheit für Reisemitbringsel nicht beanspruchen 
(§ 48 Abs. 5 Satz 1 AZO n. F., vgl. bisher § 48 Abs. 7 
AZO). 

Zu dem in § 48 Abs, 4 Nr. 3 AZO n. F. (bisher § 48 
Abs. 3 Satz 2 AZO a. F.) bezeichneten Personal der 
im Verkehr zwischen Drittländern und der Gemein- 
schaft eingesetzten Verkehrsmittel sind auch die auf 
Behördenfahrzeugen beruflich oder dienstlich tätigen 
Personen zu rechnen. Reisen diese Personen in ihrer 
beruflichen oder dienstlichen Eigenschaft üblicher- 
weise mehr als einmal im Kalendermonat ein, so 
gelten für die von ihnen eingeführten Reisemitbring- 
sel die für den Grenzverkehr bestimmten Einschrän- 
kungen, Mengen- und Wertgrenzen. Für Einfuhren 
durch Mitglieder der Besatzungen von Kriegsschif- 
fen der Bundeswehr trifft § 48 Abs. 3 AZO n. F. eine 
Sonderregelung. Diese Regelung ist möglich, weil 
der Drittlandsreiseverkehr dieses Personenkreises 
grundsätzlich ebenso wie Reisen der auf Behörden- 
fahrzeugen tätigen Personen („Personal der Ver- 
kehrsmittel") zu behandeln ist (vgl. im übrigen die 
o. a. Protokollerklärung). Da angesichts der Ver- 
sorgungsmöglichkeiten an Bord Einfuhren größerer 
Mengen regelmäßig nur bei Tabakwaren in Betracht 
kommen, sieht § 48 Abs. 3 AZO n. F. nur für solche 
Waren eine besondere Mengenbeschränkung vor. 
Die Freimengen entsprechen der Hälfte der Mengen 
an Tabakwaren, die im „großen Reiseverkehr" von 
Personen mit gewöhnlichem Wohnsitz in Europa 
zollfrei eingeführt werden können. Aus praktischen 
Gründen soll von einer differenzierten Regelung, die 
es auf die Dauer der Reise, Häufigkeit der Einreise 
der einzelnen Besatzungsmitglieder und dgl. abstellt, 
abgesehen werden. Die Beschränkung ist einerseits 
erforderlich, andererseits aber auch ausreichend, 
wenn berücksichtigt wird, daß von ihr auch Fälle 
betroffen werden, in denen Kriegsschiffe von Aus- 
landsfahrten oder längeren Seereisen zurückkehren. 

Weggefallen sind für den Grenzverkehr usw. wie 
für den Schiffsreiseverkehr die bisherigen Beschrän- 
kungen für Kaffee und Tee (§ 48 Abs. 4 Nr. 3 und 4, 
Abs. 7 bis 9 AZO a. F.), die lediglich für die Befrei- 
ung von den Verbrauchsteuern galten (vgl. BZBl. 
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1969 S. 961). Entsprechende Beschränkungen der 
Steuerfreiheit im Reiseverkehr sind nunmehr durch 
Verbrauchsteuervorschriften getroffen worden (Ver- 
ordnungen vom 4. Juni 1970, BGBl. I S. 669 und 671; 
BZBL S. 680, 681). 

Zu § 1 

Nummern 5 bis 13 

Betrifft nicht den Reiseverkehr. 


Zu § 3 

Die Nummern 3, 4, 12 und 13 des § 1 sollen mit den 
durch sie veranlaß ten Änderungen der Vorschriften 
über die EUSt-Freiheit im Reiseverkehr in Kraft 
treten. 


FRANKREICH 
Text Nr. 69-S-127 

Verwaltungserlaß vom 10. September 1969 (C/2) 
Abgabenbefreiungen und pauschalierte Abgabenerhebung 
im Reiseverkehr 


Durch die im Bezug ^) angeführten Anweisungen 
wurden die Durchführungsbestimmungen zu den Ab- 
gabenbefreiungen, die ab 1. August 1969 im Reise- 
verkehr zwischen Mitgliedsländern der Europäischen 
Wirtschaftsgemeinschaft gewährt werden, festgelegt. 

überdies wurden durch Verordnung Nr. 1544 des 
Rates der Europäischen Gemeinschaften vom 23. Juli 
1969 die Zollbefreiungen sowie die pauschalierten 
Abgaben für Waren, die im persönlichen Gepäck der 
Reisenden aus Drittländern eingeführt werden, fest- 
gelegt. 

Ferner müssen infolge der neuen Franc-Parität die 
Höchstbeträge für die Abgabenbefreiungen und die 
pauschale Abgabenerhebung auf Waren im persön- 
lichen Gepäck von Reisenden geändert werden. 

Es erschien der Verwaltung zweckmäßig, die Re- 
gelung für diese Gebiete in einem Gesamttext zu- 
sammenzufassen. 

Dies ist Gegenstand dieser Entscheidung, mit der 
die im Bezug genannten Entscheidungen und Anwei- 
sungen der Verwaltung aufgehoben und ersetzt 
werden. 


1) D. A. Nr. 69—503 (C 2) vom 26. Juli 1969, D. A. Nr. 
69 — 8 — 110 (C/2) vom 12. August 1969, N. A. Nr. C-849 
vom 21. Juli 1969, N. A. Nr. C-859 vom 24. Juli 1969, 
N. A. Nr. C-876 vom 30. Juli 1969 


A. Reisende mit Herkunft aus einem Mitgliedstaat 
der EWG 

I. Freibetrag 

Waren, die im persönlichen Gepäck von Reisenden 
aus einem Mitgliedstaat der EWG eingeführt wer- 
den, sind von der Einfuhrumsatzsteuer befreit, so- 
fern der Gesamtwert der Waren 420 Francs je Per- 
son nicht übersteigt. 

Für Reisende unter 15 Jahren verringert sich der 
Freibetrag auf 120 Francs. 

II. Abgabenbegünstigter Personenkreis 

Abgabenbefreiung kann ausschließlich Reisenden 
gewährt werden. Die zollrechtliche Definition des 
Reisenden wird nicht geändert. Danach gilt als Rei- 
sender jede natürliche Person, ohne Rücksicht auf 
ihre Staatsangehörigkeit, die während eines zusam- 
menhängenden Zeitraums von 12 Monaten einen 
grenzüberschreitenden Ortswechsel von mehr als 
24 Stunden und weniger als sechs Monaten vor- 
nimmt. 

Desgleichen bleiben die gegenwärtig geltenden 
Bestimmungen für Grenzbewohner sowie für das 
Personal der im internationalen Verkehr eingesetz- 
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ten Verkehrsmittel, für die die Abgabenfreiheit nicht 
gilt, bestehen. Darüber hinaus werden die Bestim- 
mungen für Grenzbewohner auf die Angehörigen 
der im Ausland stationierten Streitkräfte ausge- 
dehnt. 

IIL Waren, die abgabenfrei eingeführt werden 
können 

1. Abgabenfreiheit gilt nur für Waren, die aus nicht 
kommerziellen Gründen im persönlichen Gepäck 
der Reisenden eingeführt werden. Als Einfuhren 
ohne kommerziellen Charakter gelten solche, 

— die gelegentlich erfolgen und 

— die sich ausschließlich aus Waren zusammen- 
setzen, die zum persönlichen Gebrauch oder 
Verbrauch im Haushalt der Reisenden be- 
stimmt oder Geschenke sind, wobei diese 
Waren weder durch ihre Beschaffenheit noch 
durch ihre Menge zu der Besorgnis Anlaß 
geben dürfen, daß die Einfuhr aus geschäft- 
lichen Gründen erfolgt. 

Die Zollstelle hat sich zu vergewissern, daß alle 
diese Bedingungen erfüllt sind. 

2. Die Abgabenfreiheit gilt nur für Gegenstände 
und Nahrungsmittel, die die Voraussetzungen der 
Artikel 9 und 10 des Vertrags von Rom erfüllen. 
Folglich hat die Zollstelle sich zu vergewissern, 
daß es sich bei den im Gepäck der Reisenden ein- 
geführten Waren um Ursprungserzeugnisse aus 
den Mitgliedsländern der EWG handelt oder daß 
sie sich in einem dieser Länder im freien Verkehr 
befinden. 

Zu diesem Zweck ist sie im Zweifelsfalle berech- 
tigt, eine Rechnung, aus der hervorgeht, daß die 
Ware bei einem in einem Mitgliedsland ansässi- 
gen Händler erworben wurde, oder die Vorlage 
einer beliebigen anderen Bescheinigung zu ver- 
langen, daß sich die Ware im freien Verkehr be- 
findet (z. B. Garantieschein, Nämlichkeitsschein 
usw.). 

3. Für bestimmte Waren gelten folgende mengen- 
mäßige Beschränkungen: 

a) Tabakwaren 

■ — 200 Zigaretten oder 

— 100 Zigarillos (Zigarren mit einem Stück- 
gewicht von höchstens 3 Gramm) oder 

— 50 Zigarren oder 

— 250 Gramm Rauchtabak; 

b) alkoholische Getränke 

- — destillierte Getränke und Spirituosen mit 
einem Alkoholgehalt von mehr als 22°: 
eine Normalflasche (von 0,7 bis 1 Liter) 
oder 

— destillierte Getränke und Spirituosen, 
Aperitifs aus Wein oder Alkohol mit 
einem Alkoholgehalt von 22° oder weni- 
ger; Schaumweine, Likörweine: insgesamt 
zwei Liter und 

— nicht schäumende Weine: insgesamt zwei 
Liter. 


Für Reisende unter 15 Jahren gilt die Abgaben- 
befreiung für diese Waren nicht. 

c) Parfüms; 50 g und Toilettenwasser: V 4 Liter; 

d) Kaffee: 500 g oder 

Kaffee-Auszüge oder Kaffee-Essenzen: 200 g; 

e) Tee: 100 g oder 

Tee-Auszüge und Tee-Essenzen: 40 g. 

IV. Anwendung der Steuerfreiheit 

1. Es besteht keine Veranlassung mehr, Waren im 
Sinne des Artikels 215 des Zollgesetzes von der Ab- 
gabenfreiheit auszuschließen, sofern kein Zweifel 
darüber besteht, daß sie die in III, 1 und 2 genannten 
Voraussetzungen erfüllen und daß die Einfuhr- 
erzeugnisse im Inland keinen Sonderregeln unter- 
liegen. 

Aufgrund der Inlandsregelung sind folgende Er- 
zeugnisse von der Abgabenfreiheit ausgeschlossen: 
— ■ Anethol (ex Nr. 29.09 A III d), natürlich oder in 
Gemischen, auch konzentriert. Für die Einfuhr, 
den Verkehr, den Besitz, den Verkauf oder das 
Inverkehrbringen sowie den Gebrauch dieses 
Erzeugnisses gelten die Vorschriften des Arti- 
kels 178 Aff in Anhang III des Allgemeinen 
Steuergesetzes; 

— die Erzeugnisse der Tarifnummern 36.01 bis 36.04 
(Schießpulver, Sprengstoffe usw.). Diese Erzeug- 
nisse fallen unter das Schießpulvermonopol; die 
private Einfuhr ist untersagt, sofern die zustän- 
dige Stelle keine Sondergenehmigung erteilt hat; 

— Rauschgifte. Ihre Einfuhr ist in jedem Fall unter- 
sagt. 

Für Waffen und Munition der Tarifnummern 93.01 
bis 93.07, für die die Vorschriften des Artikels 215 
gelten, kann gegebenenfalls Abgabenfreiheit ge- 
währt werden, doch hat die Zollbehörde darüber zu 
wachen, daß ihr die für die einzelnen Waffengattun- 
gen in den Vorschriften vorgesehenen Genehmi- 
gungen vorgelegt werden (siehe R. P. Prohibitions, 
Section VI). 

Die Zollbehörde muß besondere Sorgfalt auf die 
Prüfung der Waren von Artikel 215 verwenden, 
deren Ordnungsmäßigkeit jederzeit nachweisbar 
sein muß. 

Gegebenenfalls kann die Behörde eine Waren- 
verkehrsbescheinigung nach dem im Anhang zum 
Erlaß vom 12. Mai 1965 dargestellten Muster (Texte 
Nr. 68 246, D. A. vom 30. April 1968, BOD Nr. 1785 
vom 30. April 1968) erteilen. 

2. Die Abgabenfreiheit ist an die Person des ein- 
zelnen Reisenden gebunden und kann nicht für meh- 
rere Reisende zusammengefaßt werden. 

3. Der Wert der Waren, die mengenmäßigen Be- 
schränkungen unterliegen (siehe III, Absatz 3 a, b, c, 
d und e), wird bei der Ermittlung der Freimenge 
nicht berücksichtigt. 

4. Die Abgabenfreiheit gilt auch für Reisende, die 
aus einem EWG-Mitgliedstaat kommen und vor 
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ihrer Einreise nach Frankreich durch ein Nichtmit- 
gliedsland reisen. 

Wollen solche Reisenden in den Genuß der von 
den Mitgliedstaaten vorgesehenen Abgabenfreiheit 
gelangen, müssen sie selbstverständlich den Nach- 
weis erbringen, daß die abgabenfrei einzuführenden 
Gegenstände in einem Mitgliedstaat erworben wur- 
den und dort die geforderten Bedingungen erfüllt 
haben (siehe AIII2). Dieser Nachweis wird prak- 
tisch durch die Vorlage einer Rechnung erbracht. 
Für diese Reisenden gilt im übrigen lediglich die für 
Reisende aus einem EWG-Mitgliedstaat vorgese- 
hene Abagbenfreiheit, nicht jedoch die in Kapitel B 
nachstehend genannten Erleichterungen. 

5. übersteigt der Gesamtwert mehrerer Waren je 
Person den Betrag von 420 Francs — bzw. 120 Francs 
für Reisende unter 15 Jahren — so wird Abgaben- 
freiheit bis zur Höhe dieser Beträge für diejenigen 
Waren gewährt, für die bei gesonderter Einfuhr 
diese Befreiung hätte gewährt werden können; eine 
Aufteilung des Wertes der einzelnen Waren ist hier- 
bei nicht zulässig. 

V. Pauschalbesteuerung 

Im innergemeinschaftlichen Warenverkehr ist 
keine Pauschalbesteuerung vorgesehen. 


B. Reisende mit Herkunft aus einem Drittland 

I. Freibetrag 

Waren, die im persönlichen Gepäck von Reisenden 
aus einem Drittland eingeführt werden, sind von 
Zöllen und anderen bei der Einfuhr fälligen Abgaben 
befreit, sofern der Gesamtwert der Waren 140 Francs 
je Person nicht übersteigt. 

Für Reisende unter 15 Jahren verringert sich der 
Freibetrag auf 55 Francs. 

II. Begünstigte 

Die Definition des Begriffs „Reisender aus einem 
EWG-Mitgliedstaat" (siehe A, 11) ist entsprechend 
auf Reisende aus einem Drittland anwendbar. 

III. Waren, die abgabenfrei eingeführt werden 
können 

Die in Kapitel A, Absatz III, Ziffern 1 und 3 ge- 
nannten Bedingungen gelten ohne Einschränkung; 
für Tabakwaren gelten jedoch folgende Beschrän- 
kungen: 

■ — • Reisende aus europäischen Ländern: dieselben 
Freimengen wie für Reisende aus EWG-Staaten; 
— Reisende aus nicht europäischen Ländern: 

— 400 Zigaretten oder 

— ■ 200 Zigarillos (Zigarren mit einem Stück- 
gewicht von höchstens 3 Gramm) oder 

— 100 Zigarren oder 

— - 500 Gramm Rauchtabak. 


IV. Anwendung der Abgabenfreiheit 

Es gelten die Vorschriften von Kapitel A, IV, 1 
bis 5, wobei die in A, IV, 5 angegebenen Werte auf 
140 Francs bzw. 55 Francs herabgesetzt werden. 

V. Pauschalierung der Abgaben 

1. Allgemeine Vorschriften 

übersteigt der Wert der Waren je Person 140 
Francs bzw. 55 Francs bei Reisenden unter 15 Jah- 
ren, werden bis zu höchstens 500 Francs des Gesamt- 
v/ertes pauschalierte Abgaben erhoben, wobei eine 
Aufteilung des Wertes der einzelnen Waren nicht 
zulässig ist. 

Es sei darauf hingewiesen, daß in diesen Gesamt- 
wert gegebenenfalls der Wert derjenigen Waren, 
die zollfrei eingeführt werden können, einbezogen 
wird; ausgenommen davon sind die mengenmäßigen 
Beschränkungen unterworfenen Waren (Tabak- 
waren, alkoholische Getränke, Parfüms und Toilet- 
tenwasser, Kaffee, Tee). 

Da die Aufteilung des Wertes der einzelnen 
Waren nicht zulässig ist, kann der Freibetrag (140 
Francs bzw. 55 Francs) nicht vom Gesamtwert abge- 
zogen werden, wenn ein Gegenstand eingeführt 
werden soll, dessen Wert 140 Francs bzw. 55 Francs 
übersteigt; beträgt der Wert der Ware nicht mehr 
als 500 Francs, so werden die Abgaben pauschal er- 
hoben, anderenfalls werden die Zölle und sonstigen 
Abgaben nach Beschaffenheit der Ware erhoben. 

2. Abgabensätze 

a) Zollsatz: 10 Vo des Wertes; 

b) Mehrwertsteuer: 20 ^/o; 

insgesamt also 30 Vo des pauschal abgabenpflichtigen 
Wertes. 

3. Ausnahmen 

a) Die pauschalierte Abgabenerhebung wird nicht 
angewandt für Waren, die von der Befreiung aus- 
genommen sind. 

b) Waren des Kapitels 24 (Tabakwaren) sind von 
der pauschalen Abgabenerhebung ausgeschlossen 
und werden in jedem Fall nach Beschaffenheit 
verzollt, wenn sie in die Freimenge übersteigen- 
den Mengen eingeführt werden. 

c) Die pauschalierte Abgabenerhebung wird nicht 
angewandt, wenn der Reisende vor der Abferti- 
gung beantragt, daß die Waren nach Beschaffen- 
heit abgefertigt werden. In diesem Falle werden 
alle eingeführten Waren — ausgenommen ab- 
gabenfreie Waren — (siehe V, 1) den für sie vor- 
gesehenen Zöllen und Steuern unterworfen. 


Diese ausschließlich im Reiseverkehr geltende Ent- 
scheidung tritt am 1. September 1969 in Kraft. 

Alle Anwendungsschwierigkeiten müssen der Zoll- 
behörde, Büro C/2, Relations privilegiees, mitgeteilt 
werden. 
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ITALIEN 

Zirkular 1969/VIII/494 Dog./382 vom 3. Juli 1969 


Die Richtlinie des Rates 69/169/EWG vom 28. Mai 
1969, veröffentlicht im Amtsblatt der Europäischen 
Gemeinschaften Nr. L/133 vom 4. Juni 1969, legt 
die Regelungen über die Befreiung von den Steuern 
und Akzisen bei der Einfuhr im grenzüberschreiten- 
den Reiseverkehr fest. 

Diese Befreiungen betreffen nicht die Zölle, für 
die gegenwärtig weiterhin Artikel 48 der einfüh- 
renden Vorschriften zum Gemeinsamen Zolltarif gilt, 
sondern alle anderen bei der Einfuhr geschuldeten 
Abgaben. 

Gemäß den kürzlich in der EWG getroffenen Ver- 
einbarungen sind diese Gemeinschaftsvorschriften in 
den Mitgliedstaaten ab 1. Juli anzuwenden. 

Um auch in Italien die Anwendung dieser Richt- 
linie zu ermöglichen, soweit sie mit den geltenden 
Rechtsvorschriften vereinbar ist, wird es für zweck- 
mäßig erachtet, bis zum Erlaß der förmlichen Durch- 
führungsvorschriften die folgenden Anweisungen 
zu erlassen. 


Da die Richtlinie die Regelung für die im Reise- 
gepäck vorübergehend eingeführten Gegenstände 
der „Reiseausrüstung" für den persönlichen Ge- 
brauch der Reisenden unberührt läßt, ist festzustel- 
len, daß sich die gemeinschaftlichen Steuerbefreiun- 
gen in ihren Grundzügen nicht wesentlich von den 
bisher in Anwendung der Vorschriften über Erleich- 
terungen im Reiseverkehr gewährten Befreiungen 
entfernen und den Erfordernissen einer Harmonisie- 
rung des Umfangs der im Reiseverkehr gewährten 
Befreiungen entsprechen. 

Folgende Punkte sollen hierzu präzisiert werden: 

L 

Im Reiseverkehr zwischen Drittländern und Län- 
dern der Gemeinschaft wird die Steuerbefreiung ge- 
währt, sofern der Gesamtwert der Waren und Ge- 
genstände je Person 25 Rechnungseinheiten nicht 
übersteigt. Eine Aufteilung des Wertes der einzel- 
nen Waren ist hierbei nicht zulässig. 

Für Reisende unter 15 Jahren wird der Frei- 
betrag auf 10 Rechnungseinheiten verringert. 

IL 

Im Reiseverkehr zwischen den Mitgliedstaaten 
wird die Steuerbefreiung gewährt, sofern der Ge- 
samtwert der Waren und Gegenstände je Person 
75 Rechnungseinheiten nicht übersteigt. Eine Auf- 


teilung des Wertes der einzelnen Waren ist hierbei 
nicht zulässig. 

Diese Befreiung wird auch für die im persönlichen 
Gepäck der Reisenden eingeführten Waren gewährt, 
wenn der genannte Reiseverkehr durch ein Dritt- 
land führt. In diesem Falle darf jedoch kein Zweifel 
über den Gemeinschaftscharakter der betreffenden 
Waren bestehen. Deshalb haben die Zollstellen im 
Einzelfall in geeigneter Weise darüber zu wachen, 
daß diese Voraussetzung erfüllt ist. 

Für Reisende unter 15 Jahren wird der Freibetrag 
auf 20 Rechnungseinheiten verringert. 

IIL 

Unbeschadet der bedeutenderen Erleichterungen 
für Reisende, die ihren Wohnsitz außerhalb Europas 
haben, gelten die Befreiungen für die nachstehend 
bezeichneten Waren nur in folgenden mengenmäßi- 
gen Begrenzungen: 

a) Tabakwaren 

— 200 Zigaretten oder 

— 100 Zigarillos (Zigarren mit einem Stückge- 
wicht von höchstens 3 Gramm) oder 

— 50 Zigarren oder 

— 250 Gramm Rauchtabak; 

b) alkoholische Getränke 

— destillierte Getränke und 

Spirituosen mit einem 
Alkoholgehalt von mehr 
als 22^" 

oder 

— destillierte Getränke und 
Spirituosen, Aperitifs aus 
Wein oder Alkohol, mit 
einem Alkoholgehalt von 
22^ oder weniger 

Schaumweine, Likör- 
weine 

und nicht schäumende 
Weine 

c) Parfüms 

und Toilettenwasser 

d) Kaffee 

oder Kaffee-Extrakte und 
-Essenzen 


1 Normalflasche 
(0,70 bis 1 Liter 

insgesamt 2 Liter 

insgesamt 2 Liter; 

50 Gramm 
V4 Liter; 

500 Gramm 
200 Gramm; 
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e) Tee 100 Gramm; 

oder Tee-Extrakte und 

‘Essenzen 40 Gramm. 

Reisenden unter 15 Jahren kann für die in Buch- 
staben a, b und d genannten Waren keine Befreiung 
gewährt werden. 

Der Wert der obengenannten Waren wird bei der 
Ermittlung der in Ziffern I und II genannten Frei- 
beträge außer Ansatz gelassen. 

Die Befreiungen im Rahmen der in Ziffern I, II und 
III genannten Begrenzungen können nur für Waren 
gewährt werden, die weder durch ihre Eigenart noch 
durch ihre Menge zu der Besorgnis Anlaß geben, daß 
die Einfuhr aus geschäftlichen Gründen erfolgt. 

Um Mißbrauch zu vermeiden, gewähren die Zoll- 
stellen die Erleichterungen insbesondere für die in 


Ziffer III, Buchstaben b und c genannten Waren nur, 
wenn deren äußere Umschließung bereits geöffnet 
ist. 

Es sei darauf hingewiesen, daß vorerst weder im 
Grenzverkehr noch in der Behandlung von Reisen- 
den mit Wohnsitz in Italien, die von einer Aus- 
landsreise zurückkehren, Änderungen eingetreten 
sind. 

Vorbehaltlich des möglichst baldigen Erlasses 
diesbezüglicher endgültiger Bestimmungen sind die 
Dienststellen ermächtigt, die vorstehenden Anwei- 
sungen anzuwenden; eventuell auftretende Schwie- 
rigkeiten sind dem Ministerium unverzüglich zu 
melden. 

Die Dienststellen werden ersucht, die Kenntnis- 
nahme dieses Zirkulars zu bestätigen. 


Zollfreiheit im Reiseverkehr 

(Runderlaß Nr. VIII 1969 594 Dog./454 vom 8. August 1969) 


Mit Runderlaß Nr. 382/Prot. 2941/VIII vom 3. Juli 
1969 sind die Vorschriften über die Anwendung der 
Abgabenbefreiung für von Reisenden eingeführte 
Waren bekanntgegeben worden. 

In diesem Runderlaß wird mitgeteilt, daß durch 
Verordnung (EWG) Nr. 1544/69 des Rates vom 
23. Juli 1969, ABI. der Europäischen Gemeinschaf- 
ten Nr. L 191 vom 5. August 1969, entsprechende 
Erleichterungen bei Anwendung der Zölle des Ge- 
meinsamen Zolltarifs im Reiseverkehr zwischen 
Drittländern und der Gemeinschaft geschaffen wor- 
den sind. 

Mit dieser Verordnung werden im wesentlichen 
die gleichen Erleichterungen wie in Punkt I und III 
des genannten Rundschreibens gewährt, abgesehen 
von den Freimengen für Kaffee und Tee, für die 
lediglich die Steuerbefreiung gilt. 

Es wird darauf hingewiesen, daß aufgrund der 
unmittelbaren Gültigkeit der Verordnung in allen 
Mitgliedstaaten die Befreiung auch für aus dem Aus- 


land zurückkehrende Reisende mit Wohnsitz in 
Italien gilt, wobei der Grenzverkehr jedoch ausge- 
schlossen ist. 

An der Freimenge für Kraftstoff in normalen 
Tanks von Kraftfahrzeugen wurde nichts geändert, 
da diese Erleichterung nicht unter die genannten 
Gemeinschaftsvorschriften fällt. 

Zusätzlich zu den vorstehend genannten Befreiun- 
gen wird durch die Verordnung der Wert der im 
persönlichen Gepäck der Reisenden eingeführten 
Waren auf insgesamt 85 Rechnungseinheiten erhöht, 
auf die der in Artikel 48 der Einführenden Vor- 
schriften zum Volltarif vorgesehene Pauschalsatz 
von 10 ®/o erhoben wird. 

Allerdings wird bei der Ermittlung dieses Gesamt- 
wertes ebenfalls der Wert der Waren berücksichtigt, 
für die Zollfreiheit im Rahmen des Gesamtwerts von 
25 Rechnungseinheiten gewährt wurde. 

Die mit diesem Runderlaß bekanntgegebenen Vor- 
schriften gelten ab 1. September 1969. 


Auszug aus dem Dekret des Präsidenten der Republik 
vom 27. Dezember 1969, Nr. 1214 

(Beilage zur „Gazetta Uffiziale" Nr. 72 vom 21. März 1970) 


Fortsetzung Einleitende Vorschriften 

3. Verbrauchsgegenstände, die Reisende als Reise- 
proviant mit sich führen; persönliche Reiseausrü- 
stung, Waffen, tragbare Geräte und Instrumente, 
Fahrräder, Bücher in geringer Menge, gebrauchte 


Bett- und Tischwäsche, die die Reisenden bei sich 
tragen oder in ihrem Gepäck mitführen, sofern die 
Einfuhr in den Staat binnen drei Monaten nach der 
Einreise der Betreffenden erfolgt. Die Befreiung 
wird unter der Voraussetzung gewährt, daß die 
Waren und Gegenstände dem normalen Bedarf des 
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Reisenden unter Berücksichtigung aller Umstände 
der Reise entsprechen und nicht die Gefahr eines 
Mißbrauchs anzunehmen ist. 

Bei den folgenden Gegenständen wird die Befrei- 
ung jedoch nur für die nachstehend genannten Frei- 
mengen gewährt: 

a) Tabakwaren 

aa) bei Reisenden mit Wohnsitz außerhalb Euro- 
pas nicht mehr als: 

400 Zigaretten 
oder 200 Zigarillos 

(Zigarren mit einem Stückgewicht von 
höchstens 3 Gramm) 
oder 100 Zigarren 
oder 500 Gramm Rauchtabak, 

bb) bei Reisenden mit Wohnsitz in Europa nicht 
mehr als: 

200 Zigaretten 
oder 100 Zigarillos 

(Zigarren mit einem Stückgewicht von 
höchstens 3 Gramm) 
oder 50 Zigarren 
oder 250 Gramm Rauchtabak; 

b) alkoholische Getränke 

— destillierte Getränke und 
Spirituosen mit einem 
Alkoholgehalt von mehr 


als 22° 1 Normalflasche 

oder (ß(70 bis 1 Liter) 


— destillierte Getränke und 
Spirituosen, Aperitifs aus 
Wein oder Alkohol, mit 
einem Alkoholgehalt von 


22° oder weniger, 

Schaumweine, Likör- 
weine insgesamt 2 Liter 

und 


— nicht schäumende Weine ingesamt 2 Liter; 


Parfüms 


50 

Gramm 

und 




Toilettenwasser 


V4 

Liter; 

Kaffee 


500 

Gramm 

oder Kaffee-Extrakte 

und 



-Essenzen 


200 

Gramm; 

Tee 


100 

Gramm 

oder Tee-Extrakte 

und 



-Essenzen 


40 

Gramm. 


Die Befreiung für die Waren der unter Buch- 
staben d und e genannten Erzeugnisse gilt nur für 
Steuern und Abgaben, die keine Zölle sind. Für die 
unter Buchstaben a, b und d genannten Erzeug- 
nisse sind Reisende unter 15 Jahren von der Be- 
freiung ausgeschlossen. 

Zusätzlich zu den obengenannten Erzeugnissen 
und Gegenständen der persönlichen Reiseausrüstung 
wird die Befreiung für Gegenstände gewährt, die 
die Reisenden bei sich tragen oder in ihrem Ge- 
päck mitführen, sofern es sich um Einfuhren ohne 
kommerziellen Charakter handelt und der Gesamt- 
wert dieser Gegenstände den Betrag von 25 RE nicht 
übersteigt. Dieser Freibetrag erhöht sich auf 75 RE 
für Gegenstände, die den in Artikeln 9 und 10 des 
Vertrags zur Gründung der Europäischen Wirt- 
schaftsgemeinschaft, ratifiziert durch Gesetz Nr. 1203 
vom 14. Oktober 1957, genannten Voraussetzungen 
entsprechen. Die genannten Freibeträge von 25 und 
75 RE ermäßigen sich für Reisende unter 15 Jahren 
auf 10 bzw. 20 RE. 

Die für die obengenannten Gegenstände und Men- 
gen genannten Befreiungen gelten nicht für Gegen- 
stände und Waren, die im Rahmen des Grenzver- 
kehrs oder durch das Personal der im grenzüber- 
schreitenden Verkehr eingesetzten Verkehrsmittel 
eingeführt werden. 


LUXEMBURG 

Ministerialverordnung vom 20, Oktober 1969 über die Befreiung von Ein- 
fuhrabgaben und Verbrauchsteuern im grenzübersdireitenden 

Reiseverkehr 


Der Minister der Finanzen, 

gestützt auf Artikel 2, 5, 6, 41 und 42 des Über- 
einkommens über die Errichtung der Belgisch- 
Luxemburgischen Wirtschaftsunion und das Gesetz 
vom 26. Mai 1965; 

gestützt auf Artikel 6 des großherzoglichen Er- 
lasses vom 24. April 1922 über die Inkraftsetzung 
der Rechtsvorschriften über Zölle und Akzisen; 


gestützt auf den belgischen Königlichen Erlaß vom 
3. Oktober 1969 über die Befreiung von den Ein- 
gangsabgaben im grenzüberschreitenden Reisever- 
kehr; 

gestützt auf den belgischen Ministerial-Erlaß vom 
3. Oktober 1969 über die Befreiung von den Ein- 
gangsabgaben im grenzüberschreitenden Reisever- 
kehr, 

verordnet hiermit: 
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Einziger Artikel 

Der belgische Königliche Erlaß vom 3. Oktober 
1969 und der belgische Ministerial-Erlaß vom 3. Ok- 
tober 1969 über die Befreiung von Einfuhrabgaben 
und Verbrauchsteuern im grenzüberschreitenden 
Reiseverkehr werden im „Memorial" veröffentlicht 
und treten im Großherzogtum Luxemburg am 
25. Oktober 1969 in Kraft. 


Ministerial Verordnung vom 20. Oktober 1969 über die Befreiung von der 
besonderen Verbrauchsteuer auf Alkohol und Alkoholerzeugnisse im 
grenzüberschreitenden Reiseverkehr 


Der Minister der Finanzen, 

gestützt auf den großherzoglichen Erlaß vom 
14. November 1946, der den Minister der Finanzen 
ermächtigt, geeignete Maßnahmen gegen Spekula- 
tion im Falle der Einführung neuer Akzisen oder 
Änderung des Akzisenrechts zu treffen; 

gestützt auf den Vertrag zur Gründung der Euro- 
päischen Wirtschaftsgemeinschaft, der am 25. März 
1957 in Rom unterzeichnet und durch Gesetz vom 
30. November 1957 angenommen wurde; 

gestützt auf die Richtlinie des Rates der Euro- 
päischen Gemeinschaften vom 28. Mai 1969 zur Har- 
monisierung der Rechts- und Verwaltungsvorschrif- 
ten über die Befreiung von Umsatzsteuern und Son- 
derverbrauchsteuern bei der Einfuhr im grenzüber- 
schreitenden Reiseverkehr; 

nach Beratung der Regierung im Rat, 
verordnet hiermit: 

Artikel 1 

Bei der Einfuhr der in Artikel 2 genannten Waren 
wird die Befreiung von der besonderen Verbrauch- 


steuer auf Alkohol den gleichen Personen für die 
gleichen Warenmengen unter den gleichen Bedin- 
gungen und in den gleichen Grenzen und Beschrän- 
kungen wie bei der Befreiung von der Akzise auf 
diese Waren gewährt. 

Artikel 2 

Die in Artikel 1 genannte Befreiung gilt für fol- 
gende Waren: 

1. Alkoholische Getränke 

destillierte Getränke oder Spirituosen mit einem 

Alkoholgehalt von mehr als 22° 

oder 

destillierte Getränke, Spirituosen oder Aperitifs 
mit einem Alkoholgehalt von 22° oder weniger; 

2. Parfüms und Toilettenwasser. 

Artikel 3 

Diese Verordnung, die im Memorial veröffentlicht 
wird, tritt am 25. Oktober 1969 in Kraft. 


NIEDERLANDE 

Anweisung zur Verordnung über die Befreiungen 
— Tarif beschluß 1960 — 


Artikel 28 

1. Völlige Befreiung von den Einfuhrzöllen wird 
für eingeführte Waren gewährt, die nach dem Urteil 
der zuständigen Beamten unter Berücksichtigung des 
Lebenshaltungsniveaus der Reisenden offensichtlich 


zum persönlichen Gebrauch der Reisenden während 
der Reise bestimmt sind. 

2. Reisenden, die im Ausland ansässig sind, wird 
bedingte Befreiung gewährt; diese Bedingung ist, 
daß die Waren innerhalb von sechs Monaten wieder 
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nach dem Ausland ausgeführt werden. Waren, bei 
denen wegen ihrer Eigenart, ihrer Menge oder ihres 
Wertes mit Mißbrauch gerechnet werden muß, sind 
schriftlich zur Einfuhr anzumelden. 

3. Bei Reisenden mit Wohnsitz im Inland wird die 
Befreiung nicht für Waren gewährt, die keine Spu- 
ren einer Benutzung aufweisen oder von besonderer 
oder wertvollerer Art sind, sofern nicht nachgewie- 
sen wird, daß diese Waren zuvor aus dem freien 
Verkehr des Inlands ausgeführt wurden. 

4. Die zuständigen Beamten können verlangen, 
daß die vorherige Ausfuhr aus dem freien Verkehr 
des Inlands schriftlich nachgewiesen wird. 

Artikel 28 

Reisegepäck 

§ 199 

Die Befreiung nach Artikel 28 gilt auch für die 
Sonderverbrauchsteuern und die Umsatzsteuer. 

§ 200 

Artikel 28 geht davon aus, daß hinsichtlich der 
dort genannten Waren das Hoheitsgebiet der Bene- 
luxstaaten bezüglich der Einfuhrzölle und der ver- 
einheitlichten Sonderverbrauchsteuern als ein ein- 
heitliches Zollgebiet gilt. Die Befreiung von diesen 
Abgaben wird folglich an den Außengrenzen dieses 
Gebietes gewährt. Kann die Befreiung nicht für alle 
eingeführten Waren gewährt werden, so erfolgt die 
Entrichtung der Abgaben ebenfalls an den Außen- 
grenzen dieses Gebietes. 

Bei der Einfuhr über die belgisch-niederländische 
Grenze wird, vorbehaltlich anders lautender Anga- 
ben, unterstellt, daß die geschuldeten Einfuhrzölle 
und/oder die vereinheitlichten Sonderverbrauch- 
steuern gezahlt worden sind. Hinsichtlich der nicht 
vereinheitlichten Verbrauchsteuern und der Umsatz- ' 
Steuer bestehen vorläufig noch zwei getrennte Zoll- 
gebiete. Die Befreiung von diesen Steuern wird an 
der Grenze des niederländischen Hoheitsgebiets ge- 
währt. Aus diesem Grunde erfolgt die etwaige Er- 
hebung dieser Steuern ebenfalls an der Grenze des 
niederländischen Hoheitsgebiets. 

§ 201 I 

1. Die Befreiung kann — unbedingt oder bedingt ; 
(siehe Artikel 28 Absatz 2) — gewährt werden für 
Waren zum persönlichen Gebrauch sowie für Ver- 
brauchsartikel, die nach dem Urteil der zuständigen 
Beamten unter Berücksichtigung des Lebenshal- 
tungsniveaus des Reisenden offensichtlich zu seinem 
persönlichen Gebrauch während der Reise bestimmt 
sind. Die Befreiung kann weder für Handelswaren, j 
einschließlich Warenproben usw. noch für andere | 
als kleinere, zur Ausübung eines Berufs dienende > 
Geräte gewährt werden. | 


2. Unter Beachtung der nachstehend im einzelnen 
aufgeführten Begrenzungen gilt die Befreiung eben- 
falls für Andenken und Geschenke für Familienmit- 
glieder oder Bekannte sowie für Waren, die zum 
persönlichen Gebrauch oder Verbrauch des Reisen- 
den oder seiner Familie während der Reise bestimmt 
sind. 

3. In diesem sowie in den folgenden Artikeln wer- 
den die Waren, für die die Befreiung gewährt wird, 
kurz als „Reisegepäck“ bezeichnet. 

4. Für die Anwendung der Befreiung ist es uner- 
heblich, ob der Reisende das Gepäck persönlich mit 
sich führt, es vorausschickt oder nachkommen läßt. 


§ 202 

Gemäß Artikel 112 des Dekrets über Zölle und 
Verbrauchsteuern (Besluit douane en aceijnzen) ln 
Verbindung mit Artikel 26 der Verordnung über 
Zölle und Verbrauchsteuern (Beschikking douane en 
aceijnzen) kann die Anmeldung des Reisegepäcks, 
für das die Befreiung nach Artikel 28 gewährt wird, 
bei der Einfuhr mündlich erfolgen. Bestehen Zwei- 
fel an der Richtigkeit der Anmeldung, können die 
zuständigen Beamten eine schriftliche Anmeldung 
verlangen. 

§ 203 

1. In Abweichung von Artikel 10 kann die Geneh- 
migung, von einer bedingten Befreiung abzusehen, 
im Namen des Steuerinspekteurs durch den Steuer- 
einnehmer oder den zuständigen Beamten erteilt 
werden. 

2. In Abweichung von Artikel 13 kann die Frist für 
die Wiederausfuhr im Namen des Steuerinspekteurs 
durch den Steuereinnehmer verlängert werden. 


§ 204 

1. Bei Reisenden wird unterschieden zwischen Rei- 
senden mit gewöhnlichem Aufenthalt 

a) außerhalb Europas (nicht europäische Reisende); 

b) in Europa, jedoch nicht im Hoheitsgebiet der 
Beneluxstaaten (europäische Reisende); 

c) im Hoheitsgebiet der Beneluxstaaten (Benelux- 
Reisende). 

2. Bei den Waren wird unterschieden zwischen 

a) bestimmten Gebrauchsgegenständen (§ 205); 

b) bestimmten Verbrauchsgegenständen (§ 206); 

c) anderen Gegenständen bis zu einem bestimmten 
Wert (§ 207); 

d) Gegenständen gemäß § 209, die im Transitver- 
kehr oder vorübergehend eingeführt werden. 

3. Für die Gewährung der Befreiung ist folgende 
Aufstellung maßgeblich: 
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nicht europäische 
Reisende 

europäische 

Reisende 

Benelux- 

Reisende 

Bestimmte Gebrauchsgegenstände 

§ 205 Abs. 1 

§ 205 Abs. 1 

§ 205 Abs. 2 

Bestimmte Verbrauchsgegenstände 

§ 206 Spalte B 

§ 206 Spalte A 

3 und 4 

§ 206 Spalte A 

Andere Gegenstände bis zu einem bestimmten 
j Wert 

1 § 207 

§ 207 

§ 207 

Andere Gegenstände 

1 

1 ' 

§§ 208, 209 

§§ 208, 209 

§§ 208, 209 


4. Besondere Bestimmungen gelten für 

a) Kaffee und Tee {§ 207, Absatz 5); 

b) Reisende unter 15 Jahren {§ 210); 

c) Bewohner der Grenzgebiete und Personal -der im 
grenzüberschreitenden Verkehr eingesetzten Ver- 
kehrmittel, für die Buchstabe c nicht gilt (§ 211); 

d) das Personal der dm grenzüberschreitenden Ver- 
kehr eingesetzten Verkehrsmittel, das steuerent- 
lastete Waren erwerben kann (§ 212); 

e) Angehörige der niederländischen Streitkräfte, 
einschließlich des Zivilpersonals, sowie deren 
Ehegatten und unterhaltsberechtigte Kinder 
{&§ 213, 214 und 215). 

§ 205 

1. Soweit kein Mißbrauch zu befürchten ist, kann 
in Anwendung von Artikel 28 Absatz 1 für folgende 
im Gepäck von nicht europäischen und europäischen 
Reisenden mitgeführte Waren vorübergehend und 
ohne Sicherheitsleistung eine Befreiung gewährt 
werden: 

a) Bekleidung, Toilettenartikel, Handtücher, Ta- 
schentücher usw., neu oder gebraucht; 

b) je Reisendem folgende Waren, soweit sie Spuren 
einer Benutzung aufweisen: 

— 2 Fotoapparate mit bis zu 24 neuen Platten 
oder bis zu 10 neuen Filmen je Apparat; 

— 2 Schmalfilmapparate mit bis zu 10 neuen 
Filmen-, 

— Juwelen und Schmuck; 

— ein Fernglas 

— ein tragbares Tonaufnahmegerät; 

— ein tragbares Musikinstrument; 

— ein Plattenspieler mit höchstens 20 Platten; 

— ein tragbares Rundfunkgerät; 

— ein tragbares Fernsehgerät; 

— ein tragbares Bildwiedergabegerät für Dia- 

positive oder Filme; 

— eine tragbare Schreibmaschine; 

— ein Zelt und Zeltlagerausrüstung: 

— ein Kinderwagen; 


— Sportgeräte, z. B. Jagdgewehre, Skier, Tennis- 
schläger; 

— ein Sport- oder Freizeitboot; 

— andere als die bezeichneten Gegenstände, so- 
weit sie offensichtlich für die Bequemlichkeit 
und das Vergnügen des Reisenden bestimmt 
sind. 

2. Wenn anzunehmen ist, daß die Waren vorher 
aus dem freien Verkehr ausgeführt worden sind, 
wird für gebrauchte Waren, die von Benelux-Rei- 
senden während ihrer Reise benutzt werden, gemäß 
Artikel 28 Absatz 1 eine Befreiung ohne Sicherheits- 
leistung gewährt. 

3. Für in Absatz 2 genannte Gegenstände, die er- 
kennbar neu oder nur kurze Zeit gebraucht worden 
sind, wird bei der Einfuhr keine Befreiung gewährt, 
es sei denn, der Benelux -Reisende weist gemäß Ar- 
tikel 28 Absatz 3 nach, daß die Gegenstände bereits 
vor der Ausreise in seinem Besitz waren oder daß 
sie im Hinblick auf die Dauer der Reise im Ausland 
erworben wurden als notwendige Reiseausrüstung. 
Die Ausfuhr aus dem freien Verkehr kann durch 
amtlich angebrachte Kennzeichen nachgewiesen wer- 
den. 

4. Bei Foto- und Schmalfilmapparaten, die mit einer 
Nummer versehen sind, muß die vorherige Ausfuhr 
aus dem freien Verkehr durch einen Benelux-Rei- 
senden schriftlich bescheinigt werden, und zwar ent- 
weder durch eine Rechnung, die von einem auf dem 
Hoheitsgebiet des Landes ansässigen Händler mit 
Foto- oder Schmalfilmapparat ausgestellt wurde, 
oder durch einen Garantieschein, der von einem auf 

j dem Hoheitsgebiet des Landes ansässigen Importeur 
von Foto- und/oder Schmalfilmapparaten ausgestellt 
wurde, oder durch einen Beleg über die Zahlung der 
1 Einfuhrabgaben; in diesen Bescheinigungen muß der 
Foto- oder Schmalfilmapparat mit Angabe der Num- 
mer bezeichnet sein. Kann der Beteiligte keine Be- 
scheinigung dieser Art vorlegen, wird die Befreiung 
* nur gewährt, wenn er ein vom Zoll ausgefertigtes 
Nachweispapier vorlegen kann. Dieses kann auf An- 
trag des Beteiligten vor der Ausfuhr nur von dem 
Beamten, der für den Verwaltungsbezirk, in dem 
der Beteiligte ansässig ist, ausgestellt werden, und 
zwar nur, wenn glaubhaft gemacht wird, daß der 
Apparat ordnungsgemäß in den freien Verkehr des 
Binnenmarktes eingeführt worden ist. 

Nachweise werden kostenlos ausgestellt. Ebenso 
wie die früher ausgestellten Nachweise sind sie für 
unbegrenzte Zeit gültig. 
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§ 206 

1. Die Reisenden können steuerfrei und ohne 
Sicherheitsleistung idie nachstehend aufgeführten 
Waren im Rahmen der folgenden Begrenzungen und 
Unterscheidungen einführen: 


' 

1 A. Europäische Reisende 

B. Nichteuropäische 


i und Benelux-Reisende 

Reisende 

a) Tabakwaren 

— ■ Zigaretten (oder) 

200 Stück 

400 Stück 

Zigarillos (Zigarren mit einem Stückgewicht 
von höchstens 3 Gramm) (oder) 

100 Stück 

200 stück 

Zigarren (oder) 

50 Stück 

100 Stück 

Rauchtabak (oder) 

250 Gramm 

500 Gramm 

eine entsprechende Gesamtmenge dieser Wa- 
ren; 

b) alkoholische Getränke 

— destillierte Getränke und Spirituosen mit 
einem Alkoholgehalt von mehr als 22° (oder) 

1 Liter 

1 Liter 

destillierte Getränke und Spirituosen, Aperi- 
tifs aus Wein oder Alkohol mit einem Alko- 
holgehalt von 22° oder weniger; 

Schaumweine, Likörweine (oder) 

2 Liter 

2 Liter 

eine entsprechende Gesamtmenge dieser Wa- 
ren; und 

— nicht schäumende Weine 

2 Liter 

2 Liter 

— - nicht schäumende luxemburgische Weine .... 

8 Liter oder 

8 Liter oder 


10 Flaschen 

10 Flaschen 

c) Parfüms 

50 Gramm 

50 Gramm 

und 

Riechmittel, Duftwasser (Kölnisch Wasser usw.), 
Toilettenwasser (Haarwasser, Gesichtswasser, 
Mundwasser) 

V 4 Liter 

V 4 Liter 


2. Die vorstehend genannten Waren können sich in 
einer oder mehreren offenen oder verschlossenen 
Verpackungen befinden. 

§ 207 

1. Andere als die in §§ 205 und 206 genannten Wa- 
ren können steuerfrei und ohne Sicherheitsleistung 
eingeführt werden, sofern die Einfuhr keinen kom- 
merziellen Charakter hat und der Gesamtwert dieser 
Waren je Person folgenden Höchstbetrag nicht über- 
steigt: 

a) 270 hfl, wenn es sich um Waren mit Herkunft aus 
dem freien Verkehr der Mitgliedstaaten handelt 
(siehe Artikel 12 a der Verordnung über die 
EWG-Einfuhrzertifikate 1966); 

b) 90 hfl bei sonstigen Waren. 


Bei gleichzeitiger Einfuhr von Waren der Buch- 
staben a und b darf der Gesamtwert der Einfuhr 
den Betrag von 270 hfl nicht übersteigen. 

2. Als Einfuhren, die keinen kommerziellen Cha- 
rakter haben, gelten solche, 

a) die gelegentlich erfolgen und 

b) die sich ausschließlich aus Waren zusammenset- 
zen, die zum persönlichen Gebrauch oder Ver- 
brauch des Reisenden oder in seinem Haushalt 
oder die als Geschenk bestimmt sind; dabei dür- 
fen diese Waren weder durch ihre Eigenart noch 
durch ihre Menge zu der Besorgnis Anlaß geben, 
daß die Einfuhr aus geschäftlichen Gründen er- 
folgt. 

3. Die wertmäßigen Begrenzungen gelten grund- 
sätzlich für jeden Reisenden gesondert. Dies darf 
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jedoch nicht zu einer Kumulierung der Befreiungen 
von zusammen reisenden Personen (z. B. in Wohn- 
gemeinschaft lebenden Personen) für einen von 
ihnen mitgeführten Gegenstand führen, dessen Wert 
den obigen Höchstbetrag übersteigt. 

4. Der Wert von Büchern, Zeitungen und Zeit- 
schriften bleibt bei der Ermittlung des in Absatz 1 
Buchstabe b genannten Wertes außer Ansatz. 

5. In Abweichung von Absatz 1 wird für Kaffee und 
Tee die Befreiung von der Umsatzsteuer lediglich im 
Rahmen der folgenden mengenmäßigen Begrenzun- 
gen gewährt: 

a) 500 g Kaffee oder 200 g Kaffee-Extrakte und 
-Essenzen; 

b) 100 g Tee oder 40 g Tee-Extrakte und -Essenzen. 

Bei der Ermittlung des in Absatz 1 genannten 
Wertes wird der Wert der steuerfrei eingeführten 
Warenmengen außer Ansatz gelassen. 

§ 208 

Wünscht der Reisende die in §§ 206 und 207 ge- 
nannten Waren in größeren Mengen endgültig ein- 
zuführen, muß die geschuldete Steuer für den Mehr- 
betrag entrichtet werden; eine Aufteilung des Wer- 
tes der einzelnen Waren ist hierbei nicht zulässig. 
Die Anmeldung für die Abfertigung zum freien Ver- 
kehr kann mündlich erfolgen, wenn die in Artikel 26 
der Verordnung über die Zölle und Verbrauch- 
steuern genannten Höchstbeträge nicht überschritten 
werden. 

§ 209 

1. Wünscht der Reisende, die in §§ 206 und 207 
genannten Waren in größeren Mengen vorüber- 
gehend einzuführen, hat er vorbehaltlich der Bestim- 
mungen von den Absätzen 2, 3 und 4 die Waren zur 
Durchfuhr anzumelden. Etwa geleistete Sicherheiten 
gelten jedoch lediglich für die Länder, in denen sie 
hinterlegt worden sind, nicht aber für das gesamte 
Hoheitsgebiet der Beneluxstaaten. Eine in Bargeld 
geleistete Sicherheit kann von jedem Steuereinneh- 
mer, über dessen Dienststelle die Waren die Nieder- 
lande wieder verlassen, erstattet werden. In Ab- 
weichung von § 200 muß bei Eintritt in einen anderen 
Beneluxstaat eine neue Befreiung von den Einfuhr- 
zöllen und vereinheitlichten Verbrauchsteuern bean- 
tragt und eine neue Sicherheit geleistet werden. 

2. Für Waren im Sinne des § 201 Absatz 2, die von 
europäischen und nichteuropäischen Reisenden er- 
worben worden sind und durch das niederländische 
Hoheitsgebiet im Transitverkehr befördert werden, 
kann vorübergehend eine Befreiung ohne Sicher- 
heitsleistung im Rahmen der Begrenzungen von Ab- 
satz 3 gewährt werden, sofern unterstellt werden 
kann, daß die Waren nicht in diesem Hoheitsgebiet 
verbleiben. 

3. Bei europäischen Reisenden dürfen die im vor- 
stehenden Absatz genannten Waren einen Wert von 
400 hfl nicht übersteigen. Bei nichteuropäischen Rei- 
senden darf dieser Wert 2000 hfl nicht übersteigen. 


■ 4. Wünscht der Reisende, in Absatz 2 genannte 
; Waren in größeren als den im vorstehenden Absatz 
genannten Mengen vorübergehend einzuführen, 
kann die Einfuhr nur in Anwendung von Absatz 1 
erfolgen, ln diesem Fall muß die Gesamtmenge der 
vorübergehend einzuführenden Waren angemeldet 
werden. 

§ 210 

Reisenden unter 15 Jahren kann keine Befreiung 
von den Einfuhrabgaben, den Sonderverbrauch- 
; steuern und den Umsatzsteuern für Waren des § 206 
Absatz 1 Buchstaben a und b {Tabakwaren und alko- 
holische Getränke) sowie keine Befreiung von der 
Umsatzsteuer für Waren des § 207 Absatz 5 Buch- 
stabe a (Kaffee) gewährt werden. 

§ 211 

; Grenzbewohnern und dem Personal der im grenz- 
überschreitenden Verkehr eingesetzten Verkehrs- 
mittel, auf die § 212 nicht zutrifft, wird die Befreiung 
für Waren nach § 206 Absatz 1 Buchstabe a (Tabak- 
waren) nur einmal im Monat gewährt. Bei den übri- 
gen Reisen kann dieses Personal ein Paket Zigaret- 
ten abgabenfrei einführen. 

§ 212 

Dem Personal der im grenzüberschreitenden Ver- 
kehr eingesetzten Verkehrsmittel, das zu bestimm- 
ten steuerfreien Waren Zugang hat — Personal im 
I Luft- und Seeverkehr — wird die Befreiung für alle 
' Waren von § 206 Absatz 1 und § 207 Absatz 1 nur 
einmal im Monat gewährt. Bei den übrigen Reisen 
kann dieses Personal ein Paket Zigaretten abgaben- 
frei einführen. 

§ 213 

Bei den Angehörigen der niederländischen Streit- 
kräfte, einschließlich des Zivilpersonals, sowie bei 
deren Ehegatten und unterhaltspflichtigen Kindern 
wird davon ausgegangen, daß sich ihr gewöhnlicher 
Aufenthalt in den Niederlanden befindet. 

§ 214 

1. Die in § 213 genannten Personen, die sich in Aus- 
übung ihrer Tätigkeit außerhalb der Niederlande, 
jedoch in einem Mitgliedstaat befinden, können in 
Abweichung von § 206 Absatz 1 die nachstehend 
aufgeführten Waren nur abgabenfrei einführen, 
wenn sie nachweisen können, daß diese Waren nicht 
bereits steuerlich entlastet wurden. Dies gilt für 


a) Tabakwaren: 

— Zigaretten (oder) 100 Stück 

Zigarillos (oder) 100 Stück 

Zigarren (oder) 25 Stück 

Rauchtabak (oder) 125 Gramm 


eine entsprechende Gesamtmenge dieser Wa- 
ren; 
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b) alkoholische Getränke: 

— destillierte Getränke und Spi- 
rituosen, mit einem Alkohol- 
gehalt von mehr als 22° (oder) ^^2 Liter 


— destillierte Getränke und Spi- 
rituosen, Aperitifs aus Wein 
oder Alkohol, mit einem Alko- 
holgehalt von 22° oder weni- 
ger; Schaumweine, Likörweine 

(oder) 1 Liter 

eine entsprechende Gesamt- 
menge dieser Waren; 

— nicht schäumende Weine 1 Liter 

— nicht schäumende luxemburgi- 
sche Weine 8 Liter oder 


10 Flaschen; 

c) Parfüms und Riechmittel, Duft- 
wasser (Kölnisch Wasser usw.), 
Toilettenwasser (Haarwasser, Ge- 


sichtswasser, Mundwasser) V 4 Liter; 

d) Kaffee (oder) 500 Gramm 

Kaffee-Extrakte und -Essenzen . . . 200 Gramm; 

e) Tee (oder) 100 Gramm 

Tee-Extrakte und -Essenzen 40 Gramm. 


2. Die in Absatz 1 genannten Personen erhalten in 
Abweichung von § 207 Absatz 1 für andere als die 
im obigen Absatz 1 genannten Waren eine Befrei- 


ung, sofern sie nachweisen können, daß die von 
ihnen mitgeführten Waren nicht bereits von der 
Steuer entlastet wurden und sofern der Wert dieser 
i Waren folgende Höchstbetrage nicht übersteigt: 

a) bei Einfuhr über die belgisch-niederländische 
Grenze: 150 hfl; 

b) in allen anderen Fällen: 90 hfl. 

3, übersteigt der Wert der in Absatz 2 genannten 
Waren den dort genannten Betrag, wird die Steuer 
auf den Gesamtwert dieser Waren erhoben. Die An- 
meldung zur Abfertigung zum freien Verkehr kann 
mündlich erfolgen, sofern die in Artikel 26 Buch- 
stabe b der Verordnung über die Zölle und Ver- 
brauchsteuern genannten Höchstbeträge nicht über- 
schritten werden. 

§ 215 

Den Mitgliedern der Königlichen Seestreitkräfte, 
die von einer Ubungsfahrt von mehr als 24 Stunden 
außerhalb der Hoheitsgewässer zurückkehren und 
während dieser Übung keinen Hafen außerhalb des 
Königreiches angelaufen haben, wird die Befreiung 
in Abweichung von § 214 für Tabakwaren lediglich 
für folgende Mengen gewährt: 


— Zigaretten (oder) 40 Stück 

Zigarillos (oder) 10 Stück 

Zigarren (oder) 10 Stück 

Rauchtabak (oder) 50 Gramm 


eine entsprechende Gesamtmenge dieser Waren. 
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